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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Berufsordnung der vereidigten Buchprüfer 
(Buchprüferordnung) 


Der Bundestag hat 

mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 

beschlossen: 


Gliederung 


Erster Teil: 

Allgemeine Vorschriften 

§§1-4 

Zweiter Teil: 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

§§ 5-50 

Erster Abschnitt: 

Zulassung zur Prüfung 

§§ 5-10 

Zweiter Abschnitt: 

Prüfung 

§§ 11-25 

Dritter Abschnitt: 

Bestellung 

§§ 26 - 35 

Vierter Abschnitt: 

Buchprüfungsgesellschaften 

§§ 36 — 44 

Fünfter Abschnitt: 

Berufsregister 

§§ 45 - 50 

Dritter Teil: 

Rechte und Pflichten der vereidigten Buch- 
prüfer 

§§ 51 — 64 

Vierter Teil; 

Organisation des Berufsstandes 

§§ 65 - 73 

Fünfter Teil: 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches 

Verfahren 

§§ 74 - 76 

Sechster Teil: 

Strafvorschriften 

§ 77 

Siebenter Teil: 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§§ 78 - 83 


Erster Teil 


Allgemeine Vorschriften 


§ 1 


Vereidigter Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften 

(1) Vereidigter Buchprüfer ist, wer als sol- 
dier öffentlich bestellt ist. Die Bestellung 
setzt den Nachweis der persönlichen und 
fachlichen Eignung im Zulassungs- und Prü- 
fungsverfahren voraus. 

(2) Der vereidigte Buchprüfer übt einen 


freien Beruf aus. Seine Tätigkeit ist kein Ge- 
werbe. 

(3) Die Tätigkeit eines vereidigten Buch- 
prüfers können auch Gesellschaften ausüben, 
die als Buchprüfungsgesellschaften anerkannt 
sind (Buchprüfungsgesellschaften). 

§ 2 

Inhalt der Tätigkeit 

Vereidigte Buchprüfer haben die beruf- 
liche Aufgabe, Prüfungen auf dem Gebiete 
des betrieblichen Rechnungswesens, insbe- 
sondere Buch- und Bilanzprüfungen, durch- 
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zuführen. Sie können über das Ergebnis ihrer 
Prüfungen Prüfungsvermerke erteilen. Sie 
sind Sachverständige auf den Gebieten des 
betrieblichen Rechnungswesens und befugt, 
ihre Auftraggeber in wirtschaftlichen und, 
nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften, 
ln steuerlichen Angelegenheiten zu beraten 
und zu vertreten. 

§ 3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Buchprü- 
fungsgesellschaften können sich an jedem 
Ort im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
und im Lande Berlin niederlassen und von 
ihrer Niederlassung aus ohne räumliche Be- 
schränkung tätig werden. 

(2) Vereidigte Buchprüfer und Buchprü- 
fungsgesellschaften dürfen Zweigniederlas- 
sungen nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes errichten. Vereidigte Buchprüfer dür- 
fen neben ihrer Hauptniederlassung nur eine 
Zweigniederlassung errichten. 

§ 4 

Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer 

(1) Zur Erfüllung der beruflichen Selbst- 
verwaltungsaufgaben wird eine „Bundes- 
kammer der vereidigten Buchprüfer" (Bun- 
deskammer) gebildet. 

(2) Die Bundeskammer Ist eine Körper- 
schaft des öffentlichfen Rechts. Ihr Sitz be- 
stimmt sich nach ihrer Satzung. 

(3) Die Bundeskammer kann In den Län- 
dern der Bundesrepublik Deutschland und im 
Lande Berlin Landesgeschäftsstellen er- 
richten. 

Zweiter Teil 

Voraussetzungen für die Berufs- 
ausübung 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulassung zur Prüfung 

S 5 

Zulassungsausschuß 

(1) Über die Zulassung zur Prüfung ent- 
scheidet ein Zulassungsausschuß, der bei der 
für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde (oberste Landesbehörde) ge- 


bildet wird. Mehrere Länder können bei 
einer obersten Landesbehörde einen gemein- 
samen Zulassungsausschuß bilden. 

(2) Dem Zulassungsausschuß gehören als 
Mitglieder an: 

ein Vertreter der obersten Landesbehörde 

als Vorsitzer, 

zwei Vertreter der Wirtschaft, 
zwei vereidigte Buchprüfer. 

(3) Der Ausschuß Ist beschlußfähig, wenn 
mindestens der Vorsitzer, ein Vertreter der 
Wirtschaft und ein vereidigter Buchprüfer 
anwesend sind. Der Ausschuß entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzers. Ab- 
lehnungen sind zu begründen und mit 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(4) Die Mitglieder des Zulassungsausschus- 
ses haben über die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
hekanntgewordenen Tatsachen Verschwie- 
genheit zu bewahren. Sie sind auf gewissen- 
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch 
Handschlag zu verpflichten, soweit sie nicht 
Beamte sind. 

§ 6 

Berufung der Mitglieder des Zulassungs- 
ausschusses 

(1) Die Mitglieder des Zulassungsausschus- 
ses werden von der obersten Landesbehörde 
berufen. Für jedes Mitglied ist wenigstens 
ein Stellvertreter zu berufen. Die Mitglieder 
und Ihre Stellvertreter sind in der Regel für 
die Dauer von drei Jahren zu berufen. Die 
Berufung kann aus wichtigem Grunde zu- 
rückgenommen werden. 

(2) Vorschläge für die Vertreter der Wirt- 
schaft sind von der am Ort der obersten 
Landesbehörde bestehenden Industrie- und 
Handelskammer, bei gemeinsamen Zulas- 
sungsausschüssen mehrerer Länder von der 
von den Ländern bestimmten Industrie- und 
Handelskammer zu machen. Vorschläge für 
die vereidigten Buchprüfer sind von der 
Bundeskammer einzureichen. Die oberste 
Landesbehörde kann verlangen, daß wieder- 
holt Vorschläge eingereicht werden. Sie Ist 
an die Vorschläge nicht gebunden. 

(3) Wird für mehrere Länder nach § 5 
Abs. 1 Satz 2 ein gemeinsamer Zulassungs- 
ausschuß errichtet, so wird die Berufung der 
Mitglieder und deren Verteilung auf die 
Länder durch die beteiligten Landesregie- 
rungen geregelt. 
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§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prü- 
fung ist an den Zulassungsausschuß zu rich- 
ten, in dessen Bereich der Bewerber seine be- 
rufliche Niederlassung hat, seine berufliche 
Tätigkeit ausübt oder in Ermangelung einer 
solchen seinen Wohnsitz hat. 

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Prü- 
fung sind beizufügen: 

1. ein lückenloser Lebenslauf mit genauen 
Angaben über die Person und den beruf- 
lichen Werdegang; 

2. Ursdirift oder beglaubigte Abschrift der 
Zeugnisse über Hochschulprüfungen, der 
Zeugnisse über die berufliche Tätigkeit und 
über bisher abgelegte einschlägige Prü- 
fungen; 

3. eine Erklärung darüber, ob und bei wel- 
cher Stelle bereits früher ein Antrag auf 
Zulassung zur Prüfung eingereicht wurde; 

4. der Nachweis der Staatsangehörigkeit; 

5. eine Liste von Personen, Firmen, Be- 
hörden und sonstigen Stellen, bei denen 
Auskünfte eingeholt werden können; 

6. ein polizeiliches Führungszeugnis, dessen 
Ausstellungstag im Zeitpunkt des Antrags 
nicht mehr als drei Monate zurückliegen 
soll; 

7. wenigstens zwei Prüfungsberichte oder 
Gutachten mit der Erklärung des Bewer- 
bers, daß er diese selbständig oder im 
wesentlichen selbständig angefertigt hat, 
und Erklärungen des Auftraggebers und 
des Auftragnehmers über deren Zustim- 
mung zur Vorlage der Prüfungsberichte 
oder Gutachten. Ist der Auftraggeber nicht 
das geprüfte Unternehmen, so ist die Zu- 
stimmung beider erforderlich. Bei Prü- 
fungsberichten genossenschaftlicher Prü- 
fungsverbände auf Grund gesetzlicher 
Prüfungspflichten ist die Zustimmungs- 
erklärung des Prüfungsverbandes und des 
geprüften Unternehmens vorzulegen. Der 
Zulassungsausschuß kann Ausnahmen ge- 
währen. Wenn eine solche Zustimmungs- 
erklärung nicht beigebracht werden kann, 
ist die Kennzeichnung des geprüften 
Gegenstandes in den Berichten zu be- 
seitigen; 

8. eine Erklärung darüber, in welcher Weise 
der Bewerber die Buchprüfertätigkeit aus- 
zuüben beabsichtigt; 

9. eine Erklärung darüber, ob sich der Be- 


werber in geordneten wirtschaftlichen 
Verhältnissen befindet. 

(3) Eine Abschrift des Antrags, des Lebens- 
laufes und der nach Absatz 2 Nr. 3 abzu- 
gebenden Erklärung ist vom Zulassungsaus- 
schuß an die Bundeskammer zu senden. 

(4) Der Zulassungsausschuß kann über den 
Bewerber gutachtliche Äußerungen der Bun- 
deskammer, der Industrie- und Handels- 
kammer und sonstiger Stellen einholen. 

S 8 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Vorbildung und Prüfungstätigkeit) 

(1) Die Zulassung zur Prüfung setzt den 
Nachweis voraus 

1, einer mindestens achtjährigen praktischen 
Tätigkeit im Wirtschaftsleben, von der 
wenigstens vier Jahre als Prüfungstätigkeit 
abgeleistet sein müssen oder 

2. eines abgeschlossenen betriebswirtschaft- 
lichen, volkswirtschaftlichen, juristischen, 
technischen oder landwirtschaftlichen 
Hochschulstudiums und einer mindestens 
dreijährigen praktischen Tätigkeit im 
Wirtschaftsleben, von der wenigstens zwei 
Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet 
sein müssen. 

(2) Das Erfordernis der Prüfungstätigkeit 
ist erfüllt, wenn der Bewerber nachweislich 
in fremden Unternehmen Prüfungen nach 
betriebswirtschaftlichen 'Grundsätzen durch- 
geführt hat. Als fremd gilt ein Unterneh- 
men, dem der Bewerber weder als Leiter 
noch als Angestellter angehört hat. Die Prü- 
fungstätigkeit muß In eigener Praxis oder als 
Mitarbeiter einer auf dem Gebiete des wirt- 
scliaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
tätigen Person oder Gesellsdiaft, in einem 
genossenschaftlichen Prüfungsverband, einer 
Prüfungsstelle eines Sparkassen- oderGirover- 
bandes oder einem überörtlichen Prüfungs- 
verband öffentlicher Kassen ausgeübt wor- 
den sein. 

(3) Eine Tätigkeit als Revisor in größeren 
Unternehmen oder als Steuerberater kann 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 bis zur Höchst- 
dauer von zwei Jahren auf die vierjährige 
Prüfungstätigkeit, Im Falle des Absatzes 1 
Nr. 2 bis zur Höchstdauer von einem Jahr 
auf die zweijährige Prüfungstätigkeit ange- 
rechnet werden. Dasselbe gilt für Prüfer im 
öffentlichen Dienst, sofern der Bewerber 
nachweislich selbständig Prüfungen von grö- 
ßeren Betrieben durchgeführt hat. 
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(4) Von seiner gesamten Prüfungstätigkeit 
muß der Bewerber wenigstens während der 
Dauer eines Jahres bei einem vereidigten 
Buchprüfer, einer Buchprüfungsgesellsdiaft, 
einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirt- 
schaf tsprüfungsgesellschaft, einem genossen- 
schaftlichen Prüfungsverband, einer Prü- 
fungsstelle eines Sparkassen- und Girover- 
bandes oder einem überörtlichen Prüfungs- 
verband öffentlicher Kassen an Prüfungen 
teilgenommen haben. Der Zulassungsaus- 
sdiuß kann in Härtefällen Ausnahmen zu- 
lassen. 

§ 9 

Versagung der Zulassung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung ist zu ver- 
sagen, wenn 

1. der Bewerber infolge strafgerichtlicheii 
Urteils die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter verloren hat; 

2. der Bewerber in einem Dienststrafverfah- 
ren durch rechtskräftiges Urteil mit der 
Entfernung aus dem Dienst bestraft wor- 
den Ist; 

3. der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, das die Ausschließung aus 
dem Berufsstand rechtfertigen würde; 

4. der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner 
geistigen Kräfte unfähig ist, den Beruf des 
vereidigten Buchprüfers ordnungsmäßig 
auszuüben; 

5. der Bewerber sich nicht In geordneten 
wirtschaftlichen Verhältnissen befindet; 

6. der Bewerber nicht das achtundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung kann ver- 
sagt werden, wenn 

1. der Bewerber infolge gerichtlicher Anord- 
nung In der Verfügung über sein Ver- 
mögen allgemein beschränkt ist; 

2. nach der bisherigen Lebensführung und 
Betätigung des Bewerbers erwartet werden 
muß, daß er den Pflichten und Aufgaben 
des Berufes als vereidigter Buchprüfer 
nicht genügen wird; 

3. der Bewerber nicht Deutscher Im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
ist; die Bestimmungen des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 269) sowie Bestim- 
mungen In Staatsverträgen bleiben unbe- 
rührt. 


§ 10 

Zurücknahme der Zulassung 

Werden vor vollendeter Prüfung Tatsachen 
im Sinne des § 9 Abs. 1 bekannt, so hat der 
Zulassungsausschuß nach Anhörung des Be- 
werbers die Zulassung zurückzunehmen. 
Werden Tatsachen Im Sinne des § 9 Abs. 2 
bekannt, so kann er nach Anhörung des Be- 
werbers die Zulassung zurücknehmen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Prüfung 

§ n 

Prüfungsausschuß 

(1) Zugclassene Bewerber legen die Prü- 
fung als vereidigter Buchprüfer vor dem Prü- 
fungsausschuß ab, der beim Bundesminister 
für Wirtschaft gebildet wird. 

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören als 
Mitglieder an: 

ein Beauftragter des Bundesministers für 

Wirtschaft als Vorsitzer, 
ein Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, 
ein Vertreter der Rechtswissenschaft, 
ein Vertreter der Finanzverwaltung, 
ein Vertreter der Wirtschaft, 
zwei vereidigte Buchprüfer. 

(3) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mindestens der Vorsitzer, der Hoch- 
scliullehrer der Betriebswirtscliaft, der Ver- 
treter der Finanzverwaltung, der Vertreter 
der Wirtsdiaft und ein vereidigter Buch- 
prüfer anwesend sind. Der Ausschuß entschei- 
det mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen- 
gleichheit entscheidet die Stimme des Vor- 
sitzers. 

§ 12 

Berufung der Mitglieder des Prüfungs- 
ausschusses 

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschus- 
ses werden vom Bundesminister für Wirt- 
schaft berufen. Für jedes Mitglied sind Stell- 
vertreter zu berufen. Die Mitglieder und 
ihre Stellvertreter sind in der Regel für die 
Dauer von drei Jahren zu berufen. Die Be- 
rufung kann aus wichtigem Grunde zurück- 
genommen werden. 

(2) Die Vertreter der Finanzverwaltung 
sind vom Bundesminister der Finanzen vor- 
zuschlagen. 



(3) Vorschläge für die Besetzung des Prü- 
fungsausschusses sind ferner einzureichen; 

1. von dem Deutschen Industrie- und Han- 
delstag für die Vertreter der Wirtschaft, 

2. von der Bundeskammer für die Hocliscliul- 
lehrer der Betriebswirtschaft, die Vertre- 
ter der Rechtswissenschaft und die vereidig- 
ten Buchprüfer. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann verlangen, daß wiederholt Vorschläge 
eingereicht werden. Er ist an die nach Ab- 
satz 3 eingereichten Vorschläge nicht ge- 
bunden. 

§ 13 

Prüfungsgebiete 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende 
Gebiete: 

A. Betriebswirtschaft, und zwar: 

1. Grundzüge der allgemeinen Betrlebs- 
wirtsdiaftslehre; 

2. Buchführung und Jahresabschluß ein- 
schließlich der einschlägigen gesetz- 
lichen Bestimmungen; 

3. Grundzüge der Kostenrechnung, Sta- 
tistik, Planung und Erfolgs rechnung; 

4. Prüfungswesen, Prüfungs- und Be- 
richtstechnik; 

5. Kapital- und Zahlungsverkehr, Finan- 
zierungstechnik; allgemeine Grundzüge 
der Devisenwnrtschaft; 

6. Betriebsorganisation, Gestaltung des 
Rechnungswesens. 

B. Wirtschaftsrecht, und zwar: 

1. Grundzüge des bürgerlichen Redits 
unter besonderer Berücksichtigung des 
Rechts der Schuldverhältnisse, des 
Sachenrechts und des Erbrechts; 

2. Handelsrecht unter besonderer Berück- 
siditigung des Gesellschaftsrechts ein- 
schließlich des Rechts der Umwand- 
lung der Gesellschaften; 

3. Bilanzierungsvorschriften des Aktien- 
gesetzes; 

4. Grundzüge des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung und des Genossenschaftsrechts; 

5. Wechsel- und Scheckrecht; 

6. Konkurs- und Vergleichsrecht; 

7. Allgemeine Grundzüge des Zivilprozeß- 
rechts einschließlich der Zwangsvoll- 
streckung und des Preisrechts. 


C. Steuerrecht, und zwar: 

1. Reichsabgabenordnung und Neben- 
gesetze; 

2 . Reichsbewertungsgesetz; 

3. Recht der Steuerarten, insbesondere 

a) Einkommen- und Körperschaft- 
steuer, 

b) Gewerbesteuer, 

c) Vermögensteuer, Grundsteuer, 

d) Umsatzsteuer, Kapitalverkehrsteuer, 

e) Grundzüge der Erbschaftsteuer und 
der Grunderwerbsteuer, 

f) Lastenausgleich. 

D. Berufsrecht. 

§ 14 

Gliederung der Prüfung 

(1) Die Prüfung gliedert sich in eine schrift- 
liche und eine mündliche Prüfung. 

(2) An alle Bewerber sind ohne Rücksidit 
auf ihren beruflidien Werdegang gleiche An- 
forderungen zu stellen. 

§ 15 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die sdirlftliche Prüfung besteht aus 

1. einer Hausarbeit, 

2. drei unter Aufsicht zu fertigenden Arbeiten. 
Die Arbeiten sind dem Arbeitsgebiet der 
vereidigten Buchprüfer zu entnehmen. 

(2) Durch die Hausarbeit soll der Bewerber 
dartun, daß er einen schwierigen Stoff zu 
bearbeiten versteht. Sie ist innerhalb von 
acht Wochen abzuliefern. Der Bewerber hat 
zu versichern, daß er die Arbeit selbständig 
und ohne Benutzung anderer als von ihm 
angegebener Hilfsmittel angefertigt hat. Be- 
werbern mit besonderen fachwissenschaft- 
lichen Leistungen kann freigestellt werden, 
an Stelle der Hausarbeit literarische Arbeiten 
aus dem Fachgebiet der vereidigten Buch- 
prüfer vorzulegen. Über die Annahme dieser 
Arbeiten entscheidet der Prüfungsausschuß. 

(3) Von den über praktische Fälle unter 
Aufsicht zu fertigenden Arbeiten ist je eine 
dem Gebiet der Betriebswirtschaft, dem 
Steuerrecht und dem Wirtschaftsrecht zu 
entnehmen. Für ihre Anfertigung sind je 
vier bis sechs Stunden Zeit zu gewähren. 

§ 16 

Mündlidie Prüfung 

(1) Zu Beginn der mündlichen Prüfung 
hat der Bewerber einen kurzen, freien Vor- 
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trag über einen Fachgegenstand zu halten, 
dessen Thema der Prüfungsausschuß aus drei 
vom Bewerber eingereichten Vorsdilägen 
auswählt. Im Ansdiluß daran sind Fragen 
aus den in § 13 genannten Prüfungsgebieten 
zu stellen. 

(2) Die mündliche Prüfung ist nidit öffent- 
lich. 

(3) Die obersten Landesbehörden können 
einen Vertreter entsenden. Die Bundeskam- 
mer und die Bundesstelle für das wirtschaft- 
liche Prüfungswesen können zur mündlichen 
Prüfung je einen Vertreter entsenden. 

(4) Zugelassenen Bewerbern kann auf An- 
trag gestattet werden, der mündlichen Prü- 
fung einmal als Zuhörer beizuwohnen. 

§ 17 

Verkürzte Prüfung für Steuerberater 

Steuerberater können die Prüfung In ver- 
kürzter Form ablegen. Bel der Prüfung in 
verkürzter Form entfällt die schriftliche und 
mündliche Prüfung Im Steuerrecht. 

§ 18 

Rücktritt von der Prüfung 

(1) Der Bewerber kann während der Prü- 
fung zurücktreten. Als Rücktritt Ist es auch 
anzusehen, wenn der Bewerber der durch 
eingeschriebenen Brief erfolgten Aufforde- 
rung des Prüfungsausschusses, sich der Haus- 
arbeit, den Aufsiditsarbeiten oder der münd- 
lichen Prüfung zu unterziehen, keine Folge 
leistet. Als Rücktritt gilt es nicht, wenn sich 
der Bewerber der Prüfung oder Teilen der- 
selben aus triftigem Grunde nicht unterzogen 
hat. Er ist in diesem Falle zu einem spateren 
Prüfuiigstermin zur Ablegung der nodi nicht 
vollzogenen Teile der Prüfung neu zu laden. 
Über die Frage, ob ein Grund als triftig an- 
zusehen ist, entscheidet der Prüfungsaus- 
schuß, der den Zulassungsausschuß hören 
kann. 

(2) Der Bewerber ist berechtigt, das ihm 
gestellte Thema der Hausarbeit einmal zu- 
rückzugeben. Die Rückgabe gilt nicht als 
Rücktritt. 

§ 19 

Ausschluß von der Prüfung 

Der Prüfungsausschuß kann einen Aus- 
schluß des Bewerbers von der weiteren Teil- 
nahme an der Prüfung wegen Verstoßes 
gegen die für das Prüfungsverfahren getrof- 
fenen Bestimmungen aussprechen. Die Prü- 
fung gilt in diesem Falle als nidit bestanden. 


§ 20 

Prüfungsergebnis 

(1) Der Prüfungsaussdiuß entscheidet, ob 
die Prüfung bestanden, nicht bestanden oder 
ob eine Ergänzungsprüfung abzulegen ist. 
Das Ergebnis wird dem Bewerber sofort be- 
kanntgegeben. 

(2) Genügen die schriftlichen Arbeiten den 
Anforderungen nicht, so kann der Bewerber 
von der mündlichen Prüfung zurückgewiesen 
werden. Die Prüfung gilt in diesem Falle 
als nicht bestanden. 

(3) Hat ein Bewerber die Prüfung nicht 
bestanden, so kann der Prüfungsausschuß 
beschließen, daß bei Wiederholung der Prü- 
fung die Hausarbeit entfällt. 

§ 21 

Ergänzungsprüfung 

(1) Hat der Bewerber bei sonst ausreichen- 
den Prüfungsleistungen auf einem der in 
§13 aufgeführten Hauptgebiete A bis D 
nicht ausreichende Leistungen erbradit, so 
kann Ihn der Prüfungsausschuß zu einer Er- 
gänzungsprüfung auf diesem Gebiete zu- 
lassen. Der Umfang der Ergänzungsprüfung 
ist dem Bewerber sofort bekanntzugeben. 

(2) Die Ergänzungsprüfung muß Innerhalb 
eines Jahres stattfinden. Über Ausnahmen 
entscheidet der Prüfungsausschuß. 

(3) Ist das Ergebnis der Ergänzungsprüfung 
nicht genügend, so ist die gesamte Prüfung 
nicht bestanden. 

§ 22 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Ist der Bewerber von der Prüfung zu- 
rückgetreten, so kann er sie zweimal, hat er 
sie nicht bestanden, so kann er sie einmal 
wiederholen. Der Bewerber darf Im ganzen 
nicht mehr als dreimal zu der Prüfung zu- 
gelassen werden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 ist eine neue 
Zulassung erforderlich. Sie soll nicht für 
einen früheren Zeitpunkt ausgesprochen 
werden als ein halbes Jahr nach dem Rück- 
tritt und ein Jahr nach dem Nichtbestehen 
der Prüfung. 

§ 23 

Mitteilung des Prüfungsergebnisses 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft teilt 
das Prüfungsergebnis dem Bewerber, der 
obersten Landesbehörde, die die Zulassung 
erklärt hat, und der Bundeskammer mit. 
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(2) Die Ablegung der Prüfung berechtigt 
niÄt zur Führung einer Bezeichnung, die auf 
das Bestehen der Prüfung Bezug nimmt. 

§24 

Gebühren für Zulassung und Prüfung 

(1) Für das Zulassungsverfahren hat der 
Bewerber eine Zulassungsgebühr von einhun- 
dertfünfundzwanzig Deutsche Mark an die 
oberste Landesbehörde zu zahlen. Die Zu- 
lassungsgebühr ist mit dem Antrag auf Zu- 
lassung zur Prüfung zu entrichten. 

(2) Für die Prüfung hat der Bewerber vor 
Beginn der schriftlichen Prüfung eine Prü- 
fungsgebühr von zweihundert Deutsche Mark 
an den Bundesminister für Wirtschaft zu zah- 
len. Bei Ergänzungsprüfungen ermäßigt sich 
die Prüfungsgebühr auf die Fiälfte. Tritt der 
Bewerber vor Beginn der mündlichen Prü- 
fung zurück, so wird die Prüfungsgebühr 
zur Hälfte erstattet. 

§25 

Einzelheiten des Prüfungsverfahrens 

Der Bundesminister für Wirtschaft regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Einzelheiten der Prüfung 
und des Prüfungsverfahrens. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bestellung 

■ § 26 

Bestellungsbehörde 

Nach bestandener Prüfung wird der Be- 
werber auf Antrag durch Aushändigung einer 
von der obersten Landesbehörde ausgestell- 
ten Urkunde als vereidigter Buchprüfer be- 
stellt. Zuständig ist die oberste Landes- 
behörde des Landes, in dem der Bewerber 
seine berufliche Niederlassung begründen oder 
seine berufliche Tätigkeit aufnehmen will. 

§ 27 

Versagung der Bestellung 
(1) Die Bestellung muß versagt werden, 

1. wenn in der Person des Bewerbers Gründe 
eingetreten oder bekanntgeworden sind, 
aus denen seine Zulassung zur Prüfung 
hätte versagt oder zurückgenommen wer- 
den müssen; 

2. solange der Bewerber, der den Beruf selb- 
ständig ausüben will, die vorläufige Dek- 
kungszusagc auf den Antrag zum Abschluß 


einer Berufshaftpflichtversicherung nicht 
vorgelegt hat. 

(2) Die Bestellung kann versagt werden, 
wenn 

1. Gründe eingetreten oder bekanntgewor- 
den sind, aus denen die Zulassung zur Prü- 
fung hätte versagt oder zurückgenommen 
werden können; 

2. der Bewerber seinen Wohnsitz nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann die 
erforderlichen Feststellungen durch den Zu- 
lassungsausschuß treffen lassen. 

(4) Über die Versagung der Bestellung 
entsdieidet die oberste Landesbehörde nach 
Anhören des Bewerbers. Die Bundeskammer 
soll gehört werden. Die Entscheidung ist zu 
begründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. 

§28 

Berufsurkunde und Berufseid 

(1) Bewerber haben vor Aushändigung 
der Urkunde den Berufseid vor der obersten 
Landesbehörde oder einer von ihr im Einzel- 
fall beauftragten Stelle zu leisten. Die Eides- 
formel lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen 
und Allwissenden, daß ich die Pflichten 
eines vereidigten Buchprüfers verantwor- 
tungsbewußt und sorgfältig erfüllen, ins- 
besondere Verschwiegenheit bewahren und 
Prüfungsberichte und Gutachten gewissen- 
haft und unparteiisch erstatten werde, so 
wahr mir Gott helfe." 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Be- 
teuerung geleistet werden. 

§29 

Berufsbezeichnung 

(1) Vereidigte Buchprüfer haben im be- 
ruflichen Verkehr die Berufsbezeichnung 
„Vereidigter Buchprüfer" zu führen. 

(2) Akademische Grade und Titel können 
neben der Berufsbezeichnung geführt werden. 
Amts- und Berufsbezeichnungen sind zusätz- 
lich gestattet, wenn es sich um Bezeichnungen 
für eine Tätigkeit handelt, die neben der Tä- 
tigkeit des vereidigten Buchprüfers ausgeübt 
werden darf (§ 51). Bezeichnungen, die auf 
eine frühere Beamtencigenschaft oder eine 
frühere Berufstätigkeit des vereidigten Buch- 
prüfers hinwelscn, dürfen nicht geführt 
werden. 
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(3) Vereidigten Buchprüfern, die in Ehren 
aus dem Beruf ausgeschieden sind, kann auf 
Antrag die Berufsbezeichnung „Vereidigter 
Buchprüfer außer Dienst“ (Vereidigter Buch- 
prüfer a. D.) durch die Bundeskammer mit 
Zustimmung der Bundesstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungsweseii verliehen werden. 
Entsprechendes gilt auch fürBerufsangehörige, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
Ehren aus dem Beruf ausgeschieden sind. 

(4) Vereidigte Buchprüfer, denen die Be- 
zeichnung Vereidigter Buchprüfer a. D. ver- 
liehen worden ist, sind Mitglieder der Bundes- 
kammer und der Ehrengerichtsbarkeit und 
Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 

§ 30 

Erlöschen der Bestellung 

(1) Die Bestellung erlischt durch: 

1. Tod, 

2. Verzicht, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber 
der obersten Landesbehörde zu erklären. Für 
die Zuständigkeit der obersten Landes- 
behörde gilt § 32 sinngemäß. 

§31 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurückzunehmen, 
wenn der vereidigte Buchprüfer 

1. seine Tätigkeit nicht mehr eigenverant- 
wortlich ausübt (§ 52) oder eine Beschäfti- 
gung betreibt, die mit dem Beruf nach § 51 
Abs. 2 und 3 unvereinbar ist; 

2. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter verloren hat; 

3. infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner geistigen Kräfte 
dauernd unfähig ist, seinen Beruf ordnungs- 
mäßig auszuüben; 

4. die Zulassung zur Prüfung oder die Be- 
stellung durch unlautere Mittel, wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung, erschli- 
chen hat oder wenn sie auf unrichtige An- 
gaben zurückzuführen ist. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen 
wcrclen, wenn der vereidigte Buchprüfer in- 
folge gerichtlicher Anordnung in der Verfü- 
gung über sein Vermögen allgemein be- 
schränkt ist. 


(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 ist von 
einer Zurücknahme abzusehen, wenn anzu- 
nehmen ist, daß der vereidigte Buchprüfer 
künftig eigenverantwortlich tätig sein wird 
oder die nach § 51 Abs. 2 und 3 unverein- 
bare Tätigkeit dauernd aufgeben wird. Dem 
vereidigten Buchprüfer kann hierfür eine an- 
gemessene Frist gesetzt werden. Kommt er 
seiner Verpflichtung innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, so ist die Zurücknahme der 
Bestellung auszusprechen. 

(4) Die Zurücknahme ist unzulässig, wenn 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 ein be- 
rufsgerichtliches Verfahren anhängig ist. 

(5) Die Zurücknahme der Bestellung ist zu 
begründen und mit Rechtsmittelbelehrung 
zu versehen. 

(6) Die Zurücknahme der Bestellung wird 
mit dem Eintritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 32 

Zuständige Behörde 

Über die Zurücknahme der Bestellung des 
vereidigten Buchprüfers entscheidet die 
oberste Landesbehörde, in deren Land seine 
berufliche Niederlassung besteht oder seine 
berufliche Tätigkeit ausgeübt wird. Besitzt 
er mehrere berufliche Niederlassungen, so ist 
die oberste Landesbehördc zuständig, in 
deren Land die Hauptniederlassung oder beim 
Fehlen einer solchen die zeitlich früher be- 
gründete Niederlassung besteht. Die oberste 
Landesbehörde kann die erforderlichen Fest- 
stellungen durch den Zulassungsausschuß tref- 
fen lassen. 

§ 33 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Be- 
stellung, deren Erlöschen oder Zurücknahme 
und die Wicderbestellung dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und der Bundeskammer 
mit. 

§ 34 

Wiederbestellung 

(1) Ein ehemaliger vereidigter Buchprüfer 
kann wiederbestellt werden, wenn 

1. die Bestellung nach § 30 Abs. 1 Nr. 2 er- 
loschen ist, cs sei denn, daß der Vcrziclit 
nach Einleitung eines chrcngerlclatliclicn 
oder berufsgerichtlichen Verfahrens er- 
klärt worden ist; 

2. die Bestellung nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 oder 
nadi § 31 Abs. 2 zurückgenoinmen ist; 
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3. die Ausschließung aus dem Berufsstand 
durch berufsgerichtliches Urteil nadi Maß- 
gabe dieses Gesetzes erfolgt ist und das 
Urteil oder ein Gnadenerweis die Wieder- 
bestellung ermöglidit. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann durch 
den Zulassungsausschuß feststellen lassen, ob 
die Voraussetzungen für eine Wiederbestel- 
lung vorhanden sind. 

(3) Eine erneute Prüfung ist nicht erfor- 
derlich. Der Zulassungsausschuß kann im 
Einzelfall anordnen, daß sich der Bewerber 
der Prüfung oder Tellen derselben zu unter- 
ziehen hat, wenn die pflichtgemäße Aus- 
übung des Berufes sonst nicht gewährleistet 
erscheint. 

(4) Die Wiederbestellung ist zu versagen, 
wenn der Zulassungsausschuß feststellt, daß 
die Voraussetzungen für die Wiederbestel- 
lung unter sinngemäßer Anwendung des § 9 
nidit vorliegen. § 7 gilt sinngemäß. 

§ 35 

Gebühr für die Wiederbestellung 

Für das Wiederbcstellungsverfahren ist eine 
Gebühr von fünfundsiebzig Deutsche Mark 
an die oberste Landesbehörde zu zahlen. Die 
Gebühr ist mit dem Antrag auf Wiederbe- 
stellung zu entrichten. 


VIERTER ABSCHNITT 
Budhiprüfungsgesellsdhiaften 
§36 

Rechtsform 

(1) Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, Offene Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften können nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Abschnittes als Buch- 
prüfungsgesellschaften anerkannt werden. 

(2) Offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellsdiaften können als Buch- 
prüfungsgesellschaften anerkannt werden, 
wenn sie wegen Ihrer Treuhandtätigkeit als 
Handelsgesellsdiaften in das Handelsregister 
eingetragen worden sind. 


§ 37 

Voraussetzung für die Anerkennung 


(1) Voraussetzung für die Anerkennung 
ist, daß die Geschäftsführer oder die persön- 
lich haftenden Gesellschafter vereidigte Buch- 


prüfer sind und mindestens ein Geschäfts- 
führer oder ein persönlich haftender Gesell- 
schafter seinen Wohnsitz am Sitz der Gesell- 
schaft hat. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann nach 
Anhören der Bundeskammer genehmigen, 
daß besonders befähigte Kräfte anderer Fach- 
rlclitungen (zum Beispiel Juristen, Techniker), 
die nicht vereidigte Buchprüfer sind, neben 
vereidigten Buchprüfern Geschäftsführer oder 
persönlich haftende Gesellschafter von beste- 
henden Buchprüfungsgesellschaften werden. 
Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn die besondere Fachkunde fehlt oder die 
charakterliche Zuverlässigkeit nicht vorhan- 
den ist. Die Zahl dieser Geschäftsführer oder 
persönlich haftenden Gesellschafter darf die 
Zahl der vereidigten Buchprüfer unter den 
Geschäftsführern oder unter den persönlich 
haftenden Gesellschaftern nicht übersteigen. 

(3) Bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung muß das Stammkapital mindestens 
fünfzigtausend Deutsche Mark betragen und 
voll eingezahlt sein. Die Übertragung von 
Geschäftsanteilen muß an die Zustimmung 
der Gesellschaft gebunden sein. 

§38 

Verfahren 

(1) Die Voraussetzungen für die Anerken- 
nung werden vom Zulassungsausschuß ge- 
prüft. Für den Antrag auf Anerkennung fin- 
den die Vorschriften des § 7 Abs. 1, 3 und 
4 sinngemäß Anwendung. Geschäftsführer 
und persönlich haftende Gesellschafter, die 
nicht vereidigte Buchprüfer sind, haben die 
in § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 und Nr. 9 bezeich- 
neten Unterlagen einzureichen. 

(2) Dem Antrag sind eine Ausfertigung 
oder eine öffentlich beglaubigte Abschrift des 
Gesellschaftsvertrages oder der Satzung und 
die Anmeldung zur Eintragung im Handels- 
register beizufügen. 


§39 

Anerkennungsbehörde und Urkunde 

(1) Zuständig für die Anerkennung als 
Buchprüfungsgesellschaft ist die oberste Lan- 
desbehörde, In deren Land die Gesellschaft 
ihren Sitz hat. 

(2) Über die Anerkennung als Buchprü- 
fungsgesellschaft stellt die oberste Landes- 
behörde eine Urkunde aus. 
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§ 40 

Bezeichnung 

„Buchprüfungsgesellschaft“ 

Die anerkannte Gesellschaft ist verpflichtet, 
die Bezeichnung „Buchprüfungsgesellschaft“ 
zu führen. Die Bezeichnung kann in die Firma 
aufgenommen werden. 

§41 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlisdit durch: 

1. Auflösung der Gesellschaft, 

2. Verzicht auf die Anerkennung. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber 
der obersten Landesbehürde zu erklären. 

§42 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, 
wenn 

1. für die Person eines Geschäftsführers oder 
persönlich haftenden Gesellschafters nach 
§ 31 die Bestellung zurückgenommen ist, 
es sei denn, daß jede Vertretungs- und Ge- 
schäftsführungsbefugnis dieser Person un- 
verzüglich widerrufen oder entzogen ist; 

2. sich nach der Anerkennung ergibt, daß sie 
hätte versagt werden müssen oder wenn 
die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der Gesellschaft nachträglich fortfaücn, es 
sei denn, daß die Gesellsdiaft innerhalb 
einer angemessenen, von der obersten 
Landesbehörde zu bestimmende Frist den 
dem Gesetz entsprechenden Zustand her- 
beiführt; 

3. ein Gesdiäftsführer oder ein persönlich 
haftender Gesellsdiafter durdi rechtskräf- 
tiges berufsgerichtliches Urteil aus dem Be- 
rufsstand ausgeschlossen ist oder einer der 
im § 37 Abs. 2 Satz 1 genannten Personen 
die Eignung zur Vertretung und Geschäfts- 
führung einer Buchprüfungsgesellschaft 
aberkannt ist, es sei denn, daß die Buch- 
prüfungsgesellschaft der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde nachweist, daß jede 
Vertretungs- und Geschäftsführungsbefug- 
nis des Verurteilten unverzüglich wider- 
rufen oder entzogen ist. 

(2) Für die Zurücknahme der Anerken- 
nung finden die Vorschriften des § 31 Abs. 5 
und 6 und des § 32 sinngemäß Anwendung. 


§ 43 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Aner- 
kennung, das Erlöschen der Anerkennung 
oder deren Zurücknahme dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und der Bundeskammer 
mit. 

§ 44 

Gebühr für die Anerkennung 

Für das Anerkennungsverfahren hat die 
Gesellschaft eine Gebühr von fünfhundert 
Deutsdie Mark an die oberste Landesbehördc 
zu zahlen. Die Gebühr ist mit dem Antrag 
auf Anerkennung zu entrichten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Berufsregister 

§ 45 

Registerführende Stelle 

(1) Die Bundeskammer führt ein Berufs- 
register für vereidigte Buchprüfer und Budi- 
prüfungsgesellsdhaften. 

(2) Alle Eintragungen sind den beteilig- 
ten obersten Landesbehörden und den 
übrigen Beteiligten mitzuteilen. 

(3) Das Berufsregister ist öffentlich. 

§46 

Eintragung 

In das Berufsregister sind einzutragen: 

1. vereidigte Buchprüfer, und zwar 

a) Name, Vorname, Geburtstag, Geburts- 
ort, 

b) Tag der Bestellung und die oberste 
Landesbehörde, die die Bestellung vor- 
genommen hat, 

c) Ort der beruflichen Niederlassung und 
dessen Wechsel; 

2. Buchprüfungsgesellschaften, und zwar 

a) Name und Rechtsform, 

b) Tag der Anerkennung als Buchprü- 
fungsgesellschaft und die oberste Lan- 
desbehörde, die die Anerkennung aus- 
gesprochen hat, 

c) Ort der Hauptniederlassung, 

d) Namen der vertretungsberechtigten Per- 
sonen, 

sowie alle Veränderungen zu a, c und d; 
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3. Zweigniederlassungen von vereidigten 
Buchprüfern und Buchprüfungsgesellschaf- 
ten, und zwar 

a) Name, 

b) Ort der Zweigniederlassung, 

c) Namen der die Zweigniederlassung lei- 
tenden und der für die Zweigniederlas- 
sung vertretungsberechtigten Personen 

sowie alle Veränderungen zu a bis c. 

§ 47 

Löschung 

Im Berufsregister sind zu löschen: 

1. vereidigte Buchprüfer, wenn die Bestellung 
als vereidigter Buchprüfer erloschen oder 
rechtskräftig zurückgenommen ist; 

2. Buchprüfungsgesellschaften, wenn die An- 
erkennung als Buchprüfungsgesellschaft er- 
loschen oder rechtskräftig zurückgenom- 
men ist; 

3. Zweigniederlassungen 

a) wenn die Zweigniederlassung aufgeho- 
ben ist, 

b) wenn die Zweigniederlassung nicht mehr 
von einem vereidigten Buchprüfer ver- 
antwortlich geleitet wird und eine Aus- 
nahmegenehmigung der Bundeskammer 
nicht vorliegt. 

§48 

Eintragung und Löschung auf Antrag 
und von Amts wegen 

(1) Die Eintragung ist zu beantragen: 

1. im Falle des § 46 Nr. 1 von dem vereidig- 
ten Buchprüfer; 

2. im Falle des § 46 Nr. 2 von den Vertre- 
tungsberechtigten der einzutragenden Buch- 
prüfungsgesellschaft; dem Antrag ist eine 
Liste der Vertretungsberechtigten beizu- 
legen; 

3. im Falle des § 46 Nr. 3 von dem vereidig- 
ten Buchprüfer oder den Vertretungsbe- 
rechtigten der Buchprüfungsgesellschaft. 

(2) Die Löschung ist zu beantragen: 

1. im Falle des § 47 Nr. 2 von den Vertre- 
tungsbereditigten der Buchprüfungsgesell- 
schaft; 

2. im Falle des § 47 Nr, 3 von dem vereidig- 
ten Buchprüfer oder den Vertretungsbe- 
rechtigten der Buchprüfungsgesellschaft, 

(3) Im Falle des §47 Nr. 1 ist die Löschung 
durch die Bundeskammer ohne Antrag vor- 


zunehmen. In den Fällen des § 46 Nr. 1 und 
2 kann die Eintragung der Bestellung oder 
Anerkennung, In den Fällen des § 47 Nr. 2 
und 3 kann die Löschung auch ohne Antrag 
vorgenommen werden. 

§ 49 

Anzeigepflichten 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Buchprü- 
fungsgesellschaften haben der Bundeskammer 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Ein- 
tritt des die Anzeigepflicht begründenden Er- 
eignisses anzuzeigen: 

1. die berufliche Anschrift und ihre Verän- 
derungen; 

2. die Anschrift von Zweigniederlassungen 
und ihre Veränderungen. 

(2) Alljährlich im Monat Januar haben die 
Vertretungsberechtigten einer Buchprüfungs- 
gesellschaft in doppelter Ausfertigung eine 
von ihnen untersdiriebene Liste der Gesell- 
schafter, aus welcher Name, Vorname, Stand, 
Beruf und Wohnort der Gesellsdiafter und 
ihre Stammeinlagen zu entnehmen sind, zum 
Berufsregister einzureichen. Die Bundeskam- 
mer hat eine Ausfertigung der Liste an die 
zuständige oberste Landesbehörde zu über- 
senden. 

§ 50 

Bekanntmachung 

Die Bestellung als vereidigter Buchprüfer, 
das Erlöschen oder die Zurücknahme der Be- 
stellung, die Anerkennung als Buchprüfungs- 
gesellschaft, das Erlöschen oder die Zurück- 
nahme der Anerkennung werden von der 
obersten Landesbehörde In einem amtlichen 
Mitteilungsblatt des Landes und von dem 
Bundesminister für Wirtschaft im Bundes- 
anzeiger bekanntgemacht. 


Dritter Teil 

Rechte und Pflichten der vereidigten 
Buchführer 

§ 51 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Der vereidigte Buchprüfer hat seinen 
Beruf unabhängig, gev^issenhaft, verschwie- 
gen und eigenverantwortlich auszuüben. Er 
hat sich insbesondere bei der Erstattung von 
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Prüfungsberichten und Gutachten unpartei- 
isch zu verhalten. 

(2) Der vereidigte Buchprüfer hat sich je- 
der Tätigkeit zu enthalten, die mit seinem 
Beruf oder mit dem Ansehen des Berufs- 
standes unvereinbar ist. Er hat sich auch 
außerhalb der Berufstätigkeit des Vertrauens 
und der Achtung würdig zu erweisen, die der 
Beruf erfordert. 

(3) Neben seinem Beruf darf der vereidigte 
Buchprüfer nicht ausüben: 

1. eine gewerbliche Tätigkeit; 

2. jede Tätigkeit auf Grund eines Anstellungs- 
vertrages mit Ausnahme der in Absatz 4 
Nr. 2 und 3 und in § 52 Abs. 1 Nr. 3 
genannten Fälle oder auf Grund eines Be- 
amtenverhältnisses. 

(4) Vereinbar mit dem Beruf des vereidig- 
ten Buchprüfers sind: 

1. alle freien Berufe, weldie die Wahrung 
fremder Interessen in wirtschaftlichen, 
technischen und rechtlichen Angelegenhei- 
ten zum Gegenstand haben; 

2. die Tätigkeit an wissenschaftlichen Insti- 
tuten und als Lehrer an Hochschulen; 

3. die treuhänderische Verwaltung; die vor- 
übergehende ausschließliche Tätigkeit in 
einem Treuhandverhältnis bedarf der Zu- 
stimmung der Bundeskammer; 

4. die freie schriftstellerische und künstleri- 
sche Tätigkeit. 

§ 52 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

( 1 ) Eigenverantwortliche Buchprüfertätig- 
keit üben nur aus: 

1. selbständige vereidigte Buchprüfer; 

2. vereidigte Buchprüfer, die Geschäftsführer 
oder persönlich haftende Gesellschafter 
einer Buchprüfungsgesellschaft sind; 

3. vereidigte Buchprüfer als zeichnungsberech- 
tigte Vertreter oder als Angestellte bei 
vereidigten Buchprüfern, Buchprüfungsge- 
sellschaften, Wirtschaftsprüfern, Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften, genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden, Prüfungs- 
stellen von Sparkassen- und Giroverbänden 
oder überörtlichen Prüfungsverbänden 
öffentlicher Kassen, sofern nicht die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 2 vorliegen; 

4. Buchprüfungsgesellschaften. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit 
übt nicht aus, wer sich als zeichnungsberedi- 


tigter Vertreter oder als Angestellter an Wei- 
sungen zu halten hat, die ihn verpflichten, 
Prüfungsberichte und Gutachten auch dann 
zu unterzeichnen, wenn ihr Inhalt sich mit 
seiner Überzeugung nicht deckt. 

(3) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht 
schon dadurch ausgeschlossen, daß in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 eine Mit- 
zeichnung durch einen anderen vereidigten 
Buchprüfer, einen Wirtschaftsprüfer oder bei 
genossenschaftlichen Prüfungsverbänden, Prü- 
fungsstellen von Sparkassen- und Girover- 
bänden oder überörtlichen Prüfungsverbän- 
den öffentlicher Kassen durch einen zeich- 
nungsberechtigten Vertreter des Prüfungsver- 
bandes oder der Prüfungsstelle vereinbart Ist. 

§ 53 

Beurlaubung 

(1) Vereidigte Buchprüfer, die vorüberge- 
hend eine mit dem Beruf unvereinbare Tä- 
tigkeit aufnehmen wollen, können auf An- 
trag von der Bundeskammer beurlaubt wer- 
den. 

(2) Sie dürfen während der Zeit ihrer Be- 
urlaubung die Tätigkeit als vereidigter Buch- 
prüfer nicht ausüben und die Bezeichnung 
Vereidigter Buchprüfer nicht führen. Die Be- 
urlaubung wird der obersten Landesbehörde 
und der Industrie- und Handelskammer, In 
deren Bezirk der vereidigte Buchprüfer seine 
berufliche Niederlassung hat, mitgeteilt. Sic 
soll zunächst höchstens für ein Jahr gewahrt 
und jeweils höchstens um ein Jahr verlän- 
gert werden. Die Gesamtzeit der Beurlaubung 
soll drei aufeinanderfolgende Jahre nicht 
überschreiten. 

§ 54 

Zweigniederlassungen 

(1) Vereidigte Buchprüfer dürfen neben 
ihrer Niederlassung eine weitere berufliche 
Niederlassung nur begründen, wenn auch am 
Ort dieser weiteren Niederlassung ein dort 
ansässiger vereidigter Buchprüfer deren fach- 
liche Leitung übernimmt. Ausnahmen hier- 
von kann die Bundeskammer zulassen. 

(2) Jede Zweigniederlassung einer Budi- 
'prüfungsgesellschaft muß von wenigstens 
einem am Ort der Zweigniederlassung ansäs- 
sigen vereidigten Buchprüfer geleitet werden. 

§55 

Siegel 

(1) Vereidigte Buchprüfer und Budiprü- 
fungsgesellschaften sind verpflichtet, ein Sie- 
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gel zu benutzen, wenn sie in ihrer Berufs- 
eigenschaft auf Grund gesetzlicher Vorschrif- 
ten Erklärungen abgeben. Sie können ein Sie- 
gel führen, wenn sie in ihrer Berufseigen- 
schaft Erklärungen über Prüfungsergebnisse 
abgeben oder Gutaditen für Behörden er- 
statten. 

(2) Der Bundesminister für Wirtsdiaft 
trifft die näheren Bestimmungen über die 
Gestaltung des Siegels durch Erlaß. 

§ 56 

Versagung der Tätigkeit 

Der vereidigte Budiprüfer hat seine Tätig- 
keit zu versagen, wenn sie für eine pflicht- 
widrige Handlung in Anspruch genommen 
werden soll oder die Besorgnis der Befangen- 
heit bei der Durchführung eines Auftrages 
besteht. 

§ 57 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Der vereidigte Buchprüfer hat seine Ge- 
hilfen und Mitarbeiter, soweit sie nicht be- 
reits durch Gesetz zur Verschwiegenheit ver- 
pflichtet sind, zur Verschwiegenheit zu ver- 
pflichten. 

§ 58 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrages 

Der vereidigte Buchprüfer, der einen Auf- 
trag nidrt annehmen will, hat die Ablehnung 
unverzüglich zu erklären. Er hat den Scha- 
den zu ersetzen, der aus einer schuldhaften 
Verzögerung dieser Erklärung entsteht. 

§ 59 

Kundmachung und Werbung 

Der vereidigte Buchprüfer ist zu berufs- 
würdigem Verhalten bei der Kundmachung 
seiner Tätigkeit und bei der Auftragsüber- 
nahme verpflichtet. Werbung ist ihm nicht 
gestattet. 

§ 60 

Wechsel des Auftraggebers 

Der vereidigte Buchprüfer darf in einer 
Sache, in der er bereits tätig war, für einen 
anderen Auftraggeber nur tätig werden, 
wenn bisheriger und neuer Auftraggeber ein- 
verstanden sind. 


§ 61 

Berufshaftpfliclitversicherung 

(1) Selbständige vereidigte Buchprüfer und 
Buchprüfungsgesellschaften sind verpflichtet, 
sich gegen die aus ihrer Berufstätigkeit er- 
gebenden Haftpflichtgefahren zu versichern. 
Die Haftpflichtversicherung kann nur bei 
einem im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder im Lande Berlin zum Geschäftsbetriebe 
befugten Versicherungsunternehmen genom- 
men werden. Die Versidierungsunterneh- 
men oder ein Zusammenschluß von Versi- 
cherungsunternehmen sind verpflichtet, den 
vereidigten Buchprüfern und den Budiprü- 
fungsgesellschaften nadi den gesetzlichen Be- 
stimmungen Versicherung gegen Berufshaft- 
pflicht zu gewähren. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die näheren Vorschriften über den 
Absdiluß und die Äufrechterhaltung der 
Haftpflichtversidierung sowie über die Min- 
desthöhe der Deckungssummen. 

§ 62 

Richtlinien für die Berufsausübung 

Die Bundeskammer kann im Rahmen der 
Vorsdiriften der §§51 bis 61 für die Berufs- 
ausübung der vereidigten Buchprüfer und 
Buchprüfungsgesellschaften Richtlinien er- 
lassen. Vor Erlaß der Richtlinien ist die Bun- 
desstelle für das wirtschaftliche Prüfungswe- 
sen zu hören. Die Richtlinien bedürfen der 
Genehmigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft. 

§63 

Gebührenordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
mit Zustimmung des Bundesrates nach An- 
hörung der Bundeskammer und der Bundes- 
stelle für das wirtschaftliche Prüfungswesen 
eine Gebührenordnung für die Durchführung 
von Prüfungen erlassen. 

§ 64 

Anwendung der Vorschriften 
über die Rechte und Pfliditen der vereidigten 
Buchprüfer auf Buchprüfungsgesellsdiaften 

(1) Die §§ 51, 56 bis 60 gelten sinngemäß 
für Buchprüfungsgesellschaften. 

(2) Zur Verschwiegenheit sind bei Buch- 
prüfungsgesellschaften auch die Mitglieder 
der durch Gesetz, Satzung oder Gesellschafts - 
vertrag vorgesehenen Aufsichtsorgane der 
Gesellschaften (zum Beispiel Aufsichtsrat, Bei- 
rat) verpflichtet. 
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Vierter Teil 

Organisation des Berufsstandes 

§65 

Aufgaben der Bundeskammer 

(1) Die Bundeskammer hat die Aufgabe, 
die beruflichen Belange der vereidigten Buch- 
prüfer zu wahren und zu fördern. 

(2) Die Bundeskammer führt die Aufsicht 
über die berufliche Tätigkeit der vereidigten 
Buchprüfer. 

(3) Die Bundeskammer kann Einrichtun- 
gen für die Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung der vereidigten Buchprüfer schaffen. 

(4) Die Bundeskammer kann Einrichtun- 
gen für die Ausbildung des Berufsnachwuch- 
scs schaffen. 

§ 66 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Bundeskammer sind die 
vereidigten Buchprüfer, die nach diesem Ge- 
setz bestellt oder als solche anerkannt sind 
oder die Bezeidmung Vereidigter Buchprüfer 
a. D. führen dürfen, und Geschäftsführer oder 
vertretungsberechtigte persönlich haftende 
Gesellschafter von Buchprüfungsgesellschaf- 
ten, die nicht vereidigte Buchprüfer sind, so- 
wie die anerkannten Buchprüfungsgesell- 
schaften. Für beurlaubte vereidigte Buchprü- 
fer ruht die Mitgliedschaft während der 
Dauer ihrer Beurlaubung. Sie bleiben der 
Ehrengerichtsbarkeit und Berufsgerichtsbar- 
keit unterworfen. 

(2) Die genossenschaftlichen Prüfungsver- 
bände, die Sparkassen- und Giroverbändc 
für ihre Prüfungsstellen sowie die überört- 
lichen Prüfungsverbände öffentlicher Kassen 
können die Mitgliedschaft bei der Bundes- 
kammer erwerben. 

§ 67 
Organe 

(1) Organe der Bundeskammer sind: 

1. die Mitgliederversammlung, 

2. der Beirat, 

3. der Vorstand. 

(2) Der Beirat wird von der Mitgliederver- 
sammlung, der Vorstand vom Beirat ge- 
wählt. Zum Mitglied des Vorstandes kann 
nur gewählt werden, wer persönlich Mitglied 
der Bundeskammier ist. 


§ 68 
Satzung 

Die Organisation und Verwaltung der 
Bundeskammer, insbesondere die Einrich- 
tung von Landesgeschäftsstellen, werden in 
der Satzung der Bundeskammer geregelt, die 
von der Mitgliederversammlung beschlossen 
wird. Die Satzung und deren Änderungen 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Geneh- 
migung des Bundesministers für Wirtschaft. 

§ 69 
Beiträge 

(1) Die Mitglieder sind nach Maßgabe der 
Satzung verpflichtet, Beiträge zu leisten. 

(2) Der Anspruch der Bundeskammer auf 
Zahlung der Beiträge unterliegt der Verjäh- 
rung. Auf die Verjährung finden die Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung über die 
Verjährung der Steuern von Einkommen 
und Vermögen entsprechende Anwendung. 

§70 

Pflicht zum Erscheinen vor der Bundes- 
kammer 

Persönliche Mitglieder der Bundeskammer 
haben in Aufsichts- und Beschwerdesachen 
vor der Bundeskammer zu erscheinen, wenn 
sie zur Anhörung geladen werden. Auf Ver- 
langen haben sie dem Vorstand, dem Beirat 
oder einem nadi der Satzung zuständigen 
Ausschuß der Bundeskammer oder einem be- 
auftragten Mitglied des Vorstandes, des Bei- 
rates oder eines Ausschusses Auskunft zu 
geben und ihre Handakten vorzulegen, es sei 
denn, daß sie dadurch ihre Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit verletzen würden. 

§ 71 

Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, 
des Beirates und der Ausschüsse 
zur Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes, des 
Beirates und der Ausschüsse haben — auch 
nach dem Ausscheiden aus dem Vorstand 
oder dem Beirat oder dem Ausschuß — über 
die Angelegenheiten, die Ihnen bei ihrer 
Tätigkeit im Vorstand oder im Beirat oder 
im Ausschuß über Mitglieder der Bundes- 
kammer, Bewerber oder andere Personen 
bekannt werden, Verschwiegenheit gegen 
jedermann zu bewahren. Das gleiche gilt für 
Mitglieder, die zur Mitarbeit Im Vorstand, 
im Beirat oder in den Aussdaüssen heran- 
gezogen werden, und für Dienstangehörige 
der Bundeskammer. 
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(2) Auch soweit in Verfahren vor Ehren- 
gerieten und Behörden eine Auskunfts- 
pflidit besteht, dürfen die In Absatz 1 be- 
zeichneten Personen die Auskunft über solche 
Angelegenheiten verweigern, die Ihnen bei 
ihrer Tätigkeit im Vorstand, im Beirat oder 
in Ausschüssen über Mitglieder der Bundes- 
kammer, Bewerber oder andere Personen 
anvertraut worden sind. Sie dürfen die Aus- 
kunft nidit verweigern, wenn sie von der 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit nadi 
Absatz 3 entbunden worden sind. 

(3) Über Anträge auf Erteilung der Ge- 
nehmigung zur Aussage beschließt der Vor- 
stand der Bundeskammer nach pflichtmäßi- 
gem Ermessen. Die Genehmigung soll nur 
versagt werden, wenn Rückslditen auf Ver- 
schwiegenheitspflichten eines Mitgliedes der 
Bundeskammer oder auf die Stellung oder 
die Aufgaben der Bundeskammer es unab- 
weisbar fordern. 

§ 72 

Bundesstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen 

Die Bundeskammer entsendet in die Bun- 
desstelle für das wirtschaftliche Prüfungs- 
wesen (Bundesstelle) Vertreter nadi Maß- 
gabe des § 77 des Gesetzes über eine Berufs- 
ordnung der Wirtschaftsprüfer (Wirtscliafts- 
prüferordnung). 

§ 73 

Staatsaufsicht 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt 
die Aufsicht über die Bundeskammer. Er hat 
darüber zu wachen, daß die Bundeskammer 
ihre Aufgaben im Rahmen der geltenden 
Gesetze und Satzungen erfüllt. 

Fünfter Teil 

Ehrengeriditlidies und berufsgericht- 
liches Verfahren 

§ 74 

Ehrengerichtliche Bestrafung 

(1) Ein vereidigter Buchprüfer, der seine 
Berufspflichten schuldhaft verletzt, wird 
ehrengerichtlich bestraft. Das ehrengericht- 
liche Verfahren findet vor dem Ehrengericht 
statt. 

(2) Ein vereidigter Buchprüfer kann ehren- 
geriAtlich nicht verfolgt v/erden, wenn er 
zur Zeit der Tat der Ehrengerichtsbarkeit 
nicht unterstand. 


(3) Ein ehrengerichtliches Verfahren ist 
ferner nicht zulässig, wenn der vereidigte 
Buchprüfer die Handlung vor mehr als fünf 
Jahren begangen hat. Die Vorschriften der 
§§ 68 und 69 des Strafgesetzbuches über die 
Unterbrechung und das Ruhen der Verjäh- 
rung finden sinngemäß Anwendung. 

§ 75 

Ausschließung aus dem Berufsstand 

(1) Ein vereidigter Buchprüfer, der seine 
Berufspflichten schuldhaft so gröblich ver- 
letzt, daß er unwürdig ist, den Beruf als ver- 
eidigter Buchprüfer weiterhin auszuüben, 
wird im berufsgerichtlichen Verfahren aus 
dem Berufsstand ausgeschlossen. Das berufs- 
gerichtliche Verfahren findet vor dem Ver- 
waltungsgericht (Berufsgericht) statt. 

(2) Gegen einen vereidigten Buchprüfer 
kann wegen Handlungen, die er vor seiner 
Bestellung begangen hat, ein Verfahren zum 
Zwecke der Ausschließung aus dem Berufs- 
stand nicht eingeleitet werden. 

(3) Bei einem persönlichen Mitglied der 
Bundeskammer, das nicht vereidigter Buch- 
prüfer Ist, tritt an Stelle der Aussdilleßung 
aus dem Berufsstand die Aberkennung der 
Eignung, eine Buchprüfungsgesellschaft zu 
vertreten und ihre Geschäfte zu führen. 

(4) Auf vereidigte Buchprüfer a. D. finden 
die Absätze 1 und 2 sinngemäß Anv/endung. 
An die Stelle der Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand tritt die Aberkennung der Befug- 
nis, die Bezeichnung Vereidigter Buchprüfer 
a. D. zu führen. 

§ 76 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches 
Verfahren 

(1) Für das ehrengerichtliche und berufs- 
gerichtliche Verfahren, die Kosten im ehren- 
gerichtlichen und Im Untersuchungs verfah- 
ren und die Beitreibung der Kosten und 
Geldbußen finden die Vorschriften des 
Fünften Teiles des Gesetzes über eine Be- 
rufsordnung der Wirtschaftsprüfer (Wirt- 
schaftsprüferordnung) entsprechende An- 
wendung. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates eine Ehrengerichtsordnung mit 
näheren Bestimmungen über das ehren- 
gerichtliche Verfahren. In dieser ist das Ver- 
fahren nach den Grundsätzen der Bundes- 
disziplinarordnung (Bundesgesetzbl. 1952 I 
S. 761) zu regeln. Dabei ist Insbesondere eine 
Hauptverhandlung vorzusehen, auf Grund 
deren das Urteil ergeht. 
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Sechster Teil 

Strafvorsdiriften 

§ 77 

Schutz der Bezeidinungen Buchprüfer 
und Budiprüfungsgesellsdiaft 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer 

1. ohne als vereidigter Buchprüfer bestellt zu 
sein, diese Berufsbezeichnung führt; 

2, als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, 
persönlich haftender Gesellschafter oder 
Prokurist einer Gesellschaft tätig ist, die, 
ohne als solche anerkannt zu sein, die Be- 
zeidinung Buchprüfungsgesellsdiaft führt. 

Siebenter Teil 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 78 

Fortgelten früherer Bestellungen 
und Anerkennungen 

(1) Vereidigte Buchprüfer, die im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes nach den bis- 
her geltenden Vorschriften oder im Lande 
Berlin nach den dort geltenden Vorschriften 
ordnungsgemäß bestellt oder anerkannt sind, 
sind vereidigte Buchprüfer im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(2) Bestellungen von vereidigten Buch- 
prüfern, die In Deutsdiland außerhalb des 
Geltungsbcreidis des Grundgesetzes und 
außerhalb des Landes Berlin vorgenommen 
worden sind, können anerkannt werden, 
wenn hierbei die vor dem 8. Mai 1945 gel- 
tenden Bestimmungen über die Zulassung, 
die Prüfung sowie die Bestellung oder andere 
Bestimmungen angewandt worden sind, die 
in ihrem wesentlichen Inhalt den vor dem 
8. Mai 1945 geltenden Bestimmungen oder 
den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für die Anerkennung von Buchprüfungs- 
gesellschaften. Haben Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, die den Voraussetzun- 
gen des § 37 Abs. 3 nicht entsprechen, bis 
zum 31. Dezember 1955 die Maßnahmen 
nicht getroffen, die die Übereinstimmung 
mit den Anforderungen dieses Gesetzes (§ 37 
Abs. 3) herstellen, so muß die oberste Lan- 
desbehörde die Anerkennung zurücknehmen. 


§ 42 Abs. 2 findet sinngemäß Anwendung. 
Die oberste Landesbehörde kann die Frist 
verlängern, wenn die Zurücknahme der An- 
erkennung eine unbillige Härte bedeuten 
würde, jedoch nicht über den 31. Dezember 
1958 hinaus. 

(4) Die Entsdieldung über die A.nerken- 
nung der Bestellung von vereidigten Buch- 
prüfern im Sinne des Absatzes 2 trifft die 
nach § 26 zuständige oberste Landesbehördc 
nach Anhörung des Zulassungsausschusses. 
Das gleiche gilt, wenn Zweifel darüber be- 
stehen, ob die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gegeben sind. 

§ 79 

Behandlung schwebender Anträge 
und Verfahren 

(1) Anträge auf Zulassung zur Prüfung 
über die von den Zulassungs- oder Vor- 
prüfungsausschüssen am Tage des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes noch nicht entschieden 
ist, sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
zu behandeln. 

(2) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangene Entscheidungen der Zulassungs- 
und Vorprüfungsausschüsse bleiben in Kraft. 
Die Vorgänge sind der obersten Landes- 
behörde zuzuleiten. 

(3) Hat der Bev/erber vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Prüfung abgelegt, 
eine Bestellung aber noch nicht erhalten, so 
muß die Bestellung innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
der obersten Landesbehörde beantragt wer- 
den. In Härtefällen kann die oberste Lan- 
desbehörde Ausnahmen gewähren. 

(4) Der Absatz 1 gilt sinngemäß für die 
Verfahren bei der Anerkennung von Buch- 
prüfungsgesellschaften. 

(5) Ehrengerichtsverfahren und Diszipli- 
narverfahren, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, v/er- 
den nach dem bisherigen Recht weiter- 
geführt. Hält die oberste Landesbehörde 
oder die Bundeskammer die Ausschließung 
aus dem Berufsstand für erforderlich, so er- 
hebt sie Klage nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten des Fünften Teils dieses Gesetzes. 

§ 80 

Einberufung der ersten Mitglieder- 
versammlung 

(1) Die erste Mitgliederversammlung tritt 
spätestens am vierzigsten Tage nach dem 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen. Sie 
wird durch den Bundesminister für Wirt- 
schaft mittels öffentlidier Bekanntmachung 
im Bundesanzeiger einberufen. Ein Beauf- 
tragter des Bundesministers für Wirtschaft 
führt bis zur Wahl des Vorsitzers des Vor- 
standes der Bundeskammer den Vorsitz der 
Mitgliederversammlung. Stimmberechtigt 
sind alle Personen, die vereidigte Buchprüfer 
im Sinne dieses Gesetzes sind. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat 
zu wählen: 

1. den Beirat der Bundeskammer; 

2. die Mitglieder des Ehrengerichts und ihre 

Vertreter; 

3. die Personen, die als ehrenamtliche Mit- 
glieder der Berufsgerichte vorgeschlagen 

werden sollen, und ihre Vertreter. 

(3) Die erste Mitgliederversammlung hat 
außerdem den Präsidenten, die Vorsitzer der 
Kammern des Ehrengerichts und deren Ver- 
treter zu wählen. 

§ 81 

Regelung der Ausbildung des Berufs- 
nachwuchses 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechtsverordnung Vorschriften 
über die Regelung der Ausbildung des Be- 
rufsnachwudises zu erlassen. Dabei kann vor- 
geschrieben werden, daß vereidigte Buch- 
prüfer und Buchprüfungsgesellschaften Be- 
werber zu Ausbildungszwecken beschäftigen. 

§ 82 

Geltung für Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 83 

Inkrafttreten des Gesetzes und Aufhebung 
gesetzlicher Bestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalender- 
tage des dritten Kalendermonats nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten, soweit 
sie das Berufsrecht der vereidigten Buchprü- 
fer (Bücherrevisoren) betreffen, außer Kraft: 


1. in den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Sdileswig-Holstein und 
Elamburg: 

die Verordnung über eine Berufsordnung 
für die Angehörigen des würtsdiaftlichen 
Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 mit den Anlagen 
I Prüfungs- und Bestellungsordnung für 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer, 

II Ehrengerichts -Ordnung, 

III Mustersatzung der Landeskammern 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
T reuhandwesen, 

IV Satzung der Hauptkammer für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen, 

V Satzung der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen 
sowie 

die Ausführungsbestimmungen zur Prü- 
fungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
des Zentralamts für Wirtschaft in der 
britischen Zone vom 20. Dezember 1946 
(verkündet 

für Nordrhein-Westfalen im Amtlichen 
Anzeiger, Beiblatt zum Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nord- 
rhein Westfalen 1947 S. 16; 
für Niedersachsen im Amtsblatt für 
Niedersachsen — Staatsanzeiger — 1947 

S. 44; 

für Schleswig-Holstein im Amtsblatt 
für Schleswig-Holstein 1947 S. 148; 
für die Hansestadt Hamburg im Amt- 
lichen Anzeiger, Beiblatt zum Ham- 
burgischen Gesetz- und Verordnungs- 
blatt 1947 S. 109) 
sowie 

die Erste Anordnung zur Änderung und 
Durchführung der Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 15. März 1948 (Verordnungs- 
blatt für die Britisdie Zone S. 74) sowie 
der Runderlaß der Verwaltung für Wirt- 
schaft über Muster für die äußere Gestal- 
tung der Siegel und Stempel für Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer sowie 
Wirtschaf tsprüfungsgesellchaf ten undBuch- 
prüfungsgesellschaften vom 21. April 1948 
(Mitteilungsblatt der Verwaltung für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes Teil A S. 158) sowie 


18 



die Bekanntgabe des Bundesministers für 
Wirtschaft betr. Vereidigung von Wirt- 
schaftsprüfern und Buchprüfern (Britische 
Zone) vom 20. Oktober 1950 — II 7 — 
16200/50 (Ministerialblatt des Bundes- 
ministers für Wirtschaft S. 234); 

2. im Lande Bayern: 

das Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 9. März 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 45) sowie 
die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4) nebst 
Anlage sowie 

die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
sdiaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 15. Juni 1949 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 272); 

3. Im ehemaligen Lande Württemberg- 
Baden: 

das Gesetz Nr. 911 über Wirtsdiaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 17. Dezember 1947 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden 1948 
S. 9) sowie 

die Verordnung Nr. 937, Erste Verord- 
nung des Wirtsdiaftsmlnisteriums und 
des Finanzministeriums zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 8. November 1948 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden 1949 
S. 7) sowie 

die Verordnung Nr. 938, Zweite Verord- 
nung des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung 
des Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 
8. November 1948 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1949 
S. 16) sowie 

dIeRichtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
Kundmachung und den Auftragsschutz 
der Wlrtsdiaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 2. Februar 1949 
(Staatsanzeiger für Württemberg-Baden 
Nr. 13 vom 19. Marz 1949) sowie 
die Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
äußere Gestaltung des Berufssiegels der 


Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprüfungs- 
gcsellschaften), Bücherrevisoren und 
Steuerberater (Steuerberatungsgesellsdiaf- 
ten) vom 8. November 1949 (Staatsanzei- 
ger für Württemberg-Baden Nr. 48 vom 
19. November 1949); 

4. im Lande Hessen: 

das Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 13. De- 
zember 1947 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen 1948 S. 8) sowie 
die Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 73) in Verbindung 
mit der Bekanntmachung der Hessischen 
Landesregierung vom 30. September 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 185) sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 

3. Mai 1950 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen S. 84); 

5. im Lande Bremen: 

das Gesetz- über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 
26. Februar 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 29) sowie 
die Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtsdiaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 238) sowie 
die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 

4. Dezember 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 246) sowie 

die Richtlinien über die Kundmachung 
und den Auftragsschutz der Wirtschafts- 
prüfer, vereidigten Buchprüfer (Büdier- 
revisoren) und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1951 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 99); 

6. im ehemaligen Lande Baden: 

die Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen im Gebiet von Baden 
(Französische Zone) vom 15. Januar 1946 
und die Satzung der Kammer der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen im 
Gebiet von Baden (Französische Zone) 
vom 15. Januar 1946 (Amtsblatt der Mill- 
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tärregierung Baden — Französisches Be- 
satzungsgebiet — vom 23. Januar 1946 
S. 6) sowie 

die auf Grund dieser Bestimmungen er- 
lassenen Vorschriften über Errichtung 
und Verfahren der Zulassungs- und Prü- 
fungsstelle, sowie 

die Ehrengeriditsordnung der Kammer 
der Wirtsdiafts- und Steuersachverständi- 
gen im Gebiet von Baden (französische 
Zone) vom 30. Januar 1946; 

7. Im ehemaligen Lande Württemberg-Ho- 
henzollern: 

die Rechtsanordnung über die Bildung 
der Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen vom 8. März 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für das 
französisch besetzte Gebiet Württembergs 
und Hohenzollerns S. 19) sowie 
die Satzung der Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen im franzö- 
sisch besetzten Gebiet von Württemberg 
und Hohenzollern vom 8. März 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für das 
französisch besetzte Gebiet Württem- 
bergs und Hohenzollerns S. 20); 

8. im Lande Rheinland-Pfalz: 

der Erlaß des Oberpräsidenten von Rhein- 
land-! lessen-Nassau betr. Heranziehung 
von Wirtschaftsprüfern, Treuhandgcsell- 
schaften, Steuerberatern usw. vom 
21. August 1946 (Amtsblatt für das Ober- 
präsidium von Rhelnland-Hessen-Nassau 
und für die Regierungen in Koblenz und 
Montabaur S. 143) sowie 
der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten 
von Rheinland-Hessen-Nassau betr. Er- 
richtung einer Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen für Rheln- 
land-Hessen-Nassau vom 20. September 
1946 und die Durchführungsbestimmun- 
gen zum Präsidialerlaß vom 20. Septem- 
ber 1946 (Amtsblatt für das Oberpräsi- 
dium von Rheinland-Hessen-Nassau und 
für die Regierungen in Koblenz und 
Montabaur S. 193) sowie 
die Budiprüferordnung (BPO) für Rhein- 
land-Pfalz (genehmigt durch Erlaß des 
Ministers für Wirtschaft und Verkehr 
vom 23. November 1949 — Aktenzcidien 
ZA R 10/08 — 2371/49 — ) sowie 
die Erste Änderung der Buchprüferord- 
nung (BPO) für Rheinland-Pfalz (geneh- 
migt durch Erlaß des Ministeriums für 
Wirtschaft und Verkehr Rheinland-Pfalz 


vom 18. Oktober 1952 — ZA I 14/03 — 
470/52 — ); 

9. im bayerischen Kreis Lindau: 

die Rechtsanordnung über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbera- 
ter vom 16. August 1948 (Amtsblatt des 
bayerischen Kreises Lindau Nr. 62 vom 
17. August 1948); 

10. im Lande Berlin: 

die Bekanntmadiung betr. Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirtsdiafts- 
und steuerberatenden Berufe durch die 
Abteilung für Wirtschaft und die Finanz- 
abteilung des Magistrats von Groß-Berlin 
vom 30. Juni 1947 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin S. 231); 

11. die folgenden Vorschriften, soweit sie im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und im 
Lande Berlin noch Geltung besitzen: 

a) die Verordnung zur Sicherstellung der 
Durchführung kriegsnotwendiger Auf- 
gaben auf dem Gebiet des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 14. August 1942 (Relchsgcsetzbl. I 
S. 521); 

b) die Verordnung über den Zusammen- 
schluß auf dem Gebiet des wirtschaft- 
lidien Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 23. März 1943 (Relchsgesetzbl. I 
S. 157); 

c) die Anordnung über die Reichskam- 
mer der Wirtschaftstreuhänder vom 
30. März 1943 (Ministerialblatt des 
Reichswirtschaftsministeriums S. 352); 

d) der Erlaß des Relchswlrtschaftsmini- 
sters vom 30. März 1943 — Bekannt- 
machung der Satzung der Reichskam- 
mer der Wirtsdiaftstreuhänder — 
(Ministerialblatt des Reichswirtschafts- 
ministeriums S. 354); 

e) die Erste Anordnung über Berufs- 
lenkung Im wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesen vom 15. Juni 
1943 (Ministerialblatt des Reichswirt- 
schaftsministeriums S. 556); 

f) die Anordnung über die Hauptstelle 
für das Wirtschaftstreuhandwesen 
vom 15. Juni 1943 (Ministerialblatt des 
Reichswirtschaftsministeriums S. 558); 

g) die Satzung der Hauptstelle für 
das Wirtschaftstreuhandwesen vom 
15. Juni 1943 (Ministerialblatt des 
Reichswirtschaftsministeriums S. 558); 

h) der Erlaß des Reichs- und Preußisdien 
Wirtschaf tsniinisters vom 9. Novem- 
ber 1937 — IV 43347/37 — , betref- 
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fend Wirtsdiaftstreuhänder und ver- 
eidigte Bücherrevisoren mit der An- 
lage „Bestimmungen über die Verlei- 
hung der berufsständischen Bezeich- 
nung , Wirtschaftstreuhänder NSRB‘ 
und die öffentliche Bestellung und 
Vereidigung als Bücherrevisor“ (Mi- 
nisterialblatt für Wirtschaft S. 250) 
sowie die dazu ergangenen Richtlinien 
und Ergänzungen; 


i) die Bestimmungen der Reichskammer 
der Wirtschaftstreuhänder über die 
Kundmachung und den Auftragsschutz 
(genehmigt durch Erlaß des Reichs- 
wirtschaftsministers vom 29. Januar 
1944 _ IV Kred. 23766/43 — ); 
k) der Erlaß des Reichswirtschaftsmini- 
sters über die Versicherungspflicht der 
vereidigten Buchprüfer vom 11. Marz 
1940 (IV Kred. 31381/40). 
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I. 

Gesdilchtliche Entwiddung 

Der Beruf der vereidigten Buchprüfer (ver- 
eidigten Bücherrevisoren) ist der älteste Be- 
ruf sstand des deutschen Prüfungs- und Treu- 
handwesens. In den Akten des Königlichen 
Archivs Wetzlar aus dem Jahre 1585 befin- 
den sich bereits Aufzeichnungen über einen 
gerichtlich beeidigten Bücherrevisor. Die Ver- 
eidigung und Bestellung der Bücherrevisoren 
wurde bis etwa zum Ende des 19. Jahrhun- 
derts in der Regel von den Gerichten vor- 
genommen. Vorschriften über die Beeidigung 
finden sich zum Beispiel in der Fallitenord- 
nung der Stadt Hamburg vom 31. August 
1753. 

Die Befugnis zur öffentlichen Bestellung von 
Bücherrevisoren ging am Ende des 19. Jahr- 
hunderts zunächst auf die Magistratsbehör- 
den und sodann auf die Handelskammern 
über. In Lübeck zum Beispiel erfolgte nach 


1887 die Öffentliche Anstellung durch das 
Stadt- und Landamt (Gesetz vom 24. De- 
zember 1887). In Hamburg bestand für die 
Bestellung ein Regulativ betr. die Ernennung 
beeidigter Bücherrevisoren von der hambur- 
gischen Senatsdeputation für Handel und 
Schiffahrt vom 14. Mai 1888. In Bremen 
wurden die Bücherrevisoren nach dem Gesetz 
über die Ernennung von Sachverständigen 
aus dem Jahre 1889 durch den Senat er- 
nannt. Die mitteldeutschen Handelskammern 
stellten in den neunziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts selbst Bücherrevisoren an. In 
Preußen und Sachsen waren die Gerichte ge- 
halten, sich der von den Handelskammern 
öffentlich beeidigten Bücherrevisoren zu be- 
dienen (Erlaß des Preuß. Handelsministers 
vom 29. März 1900; Allgemeine Verfügung 
des Preuß. Handelsministers vom 5. Februar 
1900 über die allgemeine Beeidigung von 
Sachverständigen für gerichtliche Angelegen- 
heiten). 
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Auf Grund der Bestrebungen der Handels- 
kammern wurden die Bücherrevisoren durch 
das Gesetz betr. die Änderung der Gewerbe- 
ordnung vom 30. Juni 1900 (RGBl. S. 321) 
in § 36 der Gewerbeordnung aufgenommen. 
Die Notwendigkeit der gesetzlichen Erfas- 
sung der Buchprüfer wird nadi den Moti- 
ven zu diesem Gesetz damit begründet, „daß 
sidi an großen Plätzen für die Prüfungen der 
Jahresbilanzen der Aktiengesellschaften (§ 266 
HGB) und auch sonst ein Mangel an kauf- 
männisch gebildeten, mit der doppelten Buch- 
führung vertrauten und unabhängigen Bü- 
cherrevisoren fühlbar gemacht'* habe. 

Nach dem ersten ‘Weltkriege ergingen dann 
in verschiedenen Ländern des Deutschen Rei- 
ches weitere Verordnungen und Erlasse betr. 
die Bestellung von Bücherrevisoren (zum Bei- 
spiel Verordnung des Senats der Hansestadt 
Hamburg betr. die Ernennung beeidigter Bü- 
cherrevisoren vom 24. November 1919 — 
Amtsblatt Nr. 286 vom 30. November 1919 
S. 1961; Erlaß des Preuß. Handelsministers 
vom 10. Februar 1922 — 11 a 354 — betr. 
Anstellung von Bücherrevisoren). 

Im Jahre 1924 wurden vom Deutschen In- 
dustrie- und Handelstag Anstellungsvorschrif- 
ten für Bücherrevisoren, die gemeinsam von 
den Industrie- und Handelskammern und 
dem 1898 gegründeten Verband Deutscher 
Bücherrevisoren ausgearbeitet worden waren, 
anerkannt und den Industrie- und Han- 
delskammern zur allgemeinen Anwendung 
empfohlen. 

Im gleichen Jahre wurden durch den Haupt- 
ausschuß des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages Prüfungsbestimmungen der deut- 
schen Industrie- und Handelskammern her- 
ausgegeben. Im Jahre 1926 erließ der Deut- 
sche Industrie- und Handelstag Bestellungs- 
vorschriften, die sogenannten „Normativbe- 
stimmungen des Ausschusses für das Buch- 
sachverständigenwesen beim Deutschen Indu- 
strie- und Handelstag". In ihnen waren die 
Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Vereidigung und öffentliche Bestellung, Be- 
rufstätigkeit und das Erlöschen der Bestel- 
lung des vereidigten Bücherrevisors festge- 
legt. Voraussetzung für die öffentliche Be- 
stellung war hiernach persönliche Eignung 
zum Beruf und besondere Sachkenntnis, die 
durdi eine Fachprüfung nachzuweisen war. 
Erstmals wurden auch allgemeine Grundsätze 
für die Berufsausübung, wie sie von diesem 
Zeitpunkt an in allen späteren Bestimmun- 
gen aufrechterhalten worden sind, wie Unab- 
hängigkeit, Verschwiegenheitspflicht, Recht 


zur Siegelführung einheitlich festgelegt. Die 
Normativbestimmungen waren bis zum Jahre 
1937 in Geltung. Sie wurden am 9. Novem- 
ber 1937 durch „Bestimmungen über die 
Verleihung der berufsständischen Bezeich- 
nung , Wirtschaftstreuhänder NSRB* und die 
öffentliche Bestellung und Vereidigung als 
Bücherrevisor“ abgelöst. 

Die Verordnung über den Zusammenschluß 
auf dem Gebiet des wirtschaftlichen Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 23. März 
1943 (RGBl. I S. 157) stellte einen gewissen 
Abschluß in der berufsständischen Entwick- 
lung bis zum Ende des zweiten Weltkrieges 
dar. Sie sah vor, daß die öffentliche Bestel- 
lung und Vereidigung der Buchprüfer durch 
den Reichswirtschaftsminister geregelt wer- 
den sollte. Der Erlaß besonderer Vorschrif- 
ten ist jedoch infolge der Kriegsereignisse 
unterblieben. Die Bezeichnung „vereidigter 
Bücherrevisor“ wurde durch die Bezeichnung 
„vereidigter Buchprüfer“ ersetzt. Durch Strei- 
chung des Wortes „Bücherrevisor" in § 36 
der Gewerbeordnung wurde die Bestellung 
und Vereidigung von Bücherrevisoren end- 
gültig aus dem Gewerberecht gelöst und Ge- 
genstand eines selbständigen Berufsrechts. 

II. 

Überblick über den derzeitigen Rechts- 
zustand 

Das geltende Berufsrecht wurde nach dem 
Jahre 1945 in den verschiedenen Ländern 
unterschiedlich geregelt. 

1 . 

Für die Länder Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
wurde vom Zentralamt für Wirtschaft in 
der britischen Zone eine Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946 erlassen mit 
folgenden Anlagen 

I Prüfungs- und Bestellungsordnung für 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer, 

II Ehrengerichts-Ordnung, 

ITI Mustersatzung der Landeskammern für 
das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen, 

IV Satzung der Hauptkammer für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen, 

V Satzung der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen. 
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Die Verordnung wurde ergänzt durch die 
Ausführungsbestimmungen zur Prüfungs- 
und Bestellungsordnung für Wirtschaftsprü- 
fer und vereidigte Buchprüfer des Zentral- 
amtes für Wirtschaft in der britischen Zone 
vom 20. Dezember 1946. 

Die Verordnung selbst wie auch die Ausfüh- 
rungsbestimmungen wurden in den amtlichen 
Mitteilungsblättern der genannten Länder 
veröffentlicht (vgl. die Aufzählung in § 83 
Abs. 2 des Entwurfs). Ihren Abschluß fand 
die Gesetzgebung für die genannten Länder 
durch die Erste Anordnung zur Änderung 
und Durchführung der Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 15. März 1948 (Verordnungs- 
blatt für die Britische Zone S. 74). 

Die Verordnung macht die Zulassung zur Fach- 
prüfung als vereidigter Buchprüfer (Grund- 
prüfung) von der Erreichung des 28. Lebens- 
jahres und einer fünfjährigen praktischen Tä- 
tigkeit, von der drei Jahre als Prüfungs- 
tätigkeit abgeleistet sein müssen, abhängig 
(§ 8 der Prüfungs- und Bestellungsordnung 
für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer — Anlage I zur Verordnung vom 
20. Dezember 1946 — ). Der Vorprüfungs- 
ausschuß, der über die Zulassung zur Grund- 
prüfung entscheidet, ist bei den Landeskam- 
mern für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen gebildet. Er setzt sich aus 
einem Vertreter der Wirtschaft als Vorsitzen- 
dem, einem Vertreter der Industrie- und 
Handelskammern und zwei Vertretern des 
Berufes zusammen (§§ 2 bis 4 der Prüfungs- 
und Bestellungsordnung für Wirtschaftsprü- 
fer und vereidigte Buchprüfer). Die Grund- 
prüfung wird von einem Fachprüfungsaus- 
schuß abgenommen, der ebenfalls bei der 
Landeskammer für das wirtschaftliche Prü- 
fungs- und Treuhandwesen gebildet ist und 
der sich aus sechs Mitgliedern zusammensetzt 
(einem Dozenten der Betriebswirtschaftslehre 
als Vorsitzendem, einem Vertreter der zu- 
ständigen Oberfinanzpräsidenten, einem Ver- 
treter der Rechtswissenschaft, einem Vertre- 
ter der Wirtschaft und zwei Vertretern des 
Berufes (§§ 2 bis 4 der Prüfungs- und Be- 
stellungsordnung für Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer). Als Vertreter des Be- 
rufes sind ein vereidigter Buchprüfer und ein 
Wirtschaftsprüfer vorgesehen. — Zuständig 
für die Bestellung des vereidigten Buchprü- 
fers ist das Zentralamt für Wirtschaft, spä- 
ter die Verwaltung für Wirtschaft des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes. Ab 1949 wird 


die Bestellung durch den Bundesminister für 
Wirtschaft vorgenommen, der die Vereidi- 
gung und die Aushändigung der Urkunde 
auf die für die Wirtschaft zuständigen ober- 
sten Landesbehörden übertragen hat (§ 2 
Abs. 1 der Verordnung vom 20. Dezember 
1946 in Verbindung mit der Bekanntgabe des 
Bundesministers für Wirtschaft betr. Ver- 
eidigung von Wirtschaftsprüfern und Buch- 
prüfern (Britische Zone) vom 20. Oktober 
1950). — Die Berufsangehörigen sind in den 
Landeskammern für das wirtschaftliche Prü- 
fungs- und Treuhandwesen kraft Gesetzes 
zusammengefaßt (§ 5 der Verordnung vom 
20. Dezember 1946). 

2 . 

Für die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen beschloß der Län- 
derrat der genannten Länder am 8. Oktober 
1946 ein Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater, das in den 
einzelnen Ländern zu verschiedenen Zeit- 
punkten verkündet worden ist, und zwar: 

a) für Bayern: 

als Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 9. März 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 45) mit der 
Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4) nebst 
Anlage und der 

Zweiten Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 15. Juni 1949 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 272); 

b) für das ehern. Land Württemberg-Baden: 
als Gesetz Nr. 911 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 17. Dezember 1947 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden 1948 
S. 9) mit der 

Verordnung Nr. 937, Erste Verordnung 
des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung des 
Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Büdier- 
revlsoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S. 7) und 
der 

Verordnung Nr. 938, Zweite Verord- 
nung des Wirtschaftsministeriums und des 
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Finanzministeriums zur Durchführung des 
Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S. 16), 
ferner den 

Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
Kundmachung und den Auftragsschutz 
der Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 2. Februar 1949 
(Staatsanzeiger für Württemberg-Baden 
Nr. 13 vom 19. März 1949) und den 

Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die äußere 
Gestaltung des Berufssiegels der Wirt- 
schaftsprüfer (Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften), Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater (Steuerberatungsgesellschaften) vom 
8. November 1949 (Staatsanzeiger für 
Württemberg-Baden Nr. 48 vom 19. No- 
vember 1949); 

c) für Hessen: 

als Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 
13. Dezember 1947 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen 1948 
S. 8) mit der 

Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 73) in Verbindung 
mit der Bekanntmachung der Hessischen 
Landesregierung vom 30. September 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 185) und der 

Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 84); 

d) für Bremen: 

als Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 
26. Februar 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 29) mit der 

Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien Han- 
sestadt Bremen S. 238), der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 


revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 246) und den 
Richtlinien über die Kundmachung und 
den Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, 
vereidigten Buchprüfer (Bücherrevisoren) 
und Steuerberater vom 8. November 
1951 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 99). 

Die Berufsordnungen der Länder Bayern, 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen und Bre- 
men, die in Abweichung von der Berufsord- 
nung für die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham- 
burg auch die Steuerberater einbeziehen, 
stimmen in den Grundlinien des Verfahrens, 
der Zulassung, Prüfung und Bestellung über- 
ein. Voraussetzung für die Zulassung zur 
Prüfung als Bücherrevisor ist die Vollendung 
des 28. Lebensjahres sowie eine praktische 
Tätigkeit im Wirtschaftsleben von acht Jah- 
ren, von der drei Jahre als Prüfungstätigkeit 
abgeleistet sein müssen. Bei Personen mit ab- 
geschlossener Hochschulbildung wird eine 
praktische Tätigkeit von drei Jahren, von 
denen zwei Jahre als Prüfungstätigkeit nach- 
gewiesen werden müssen, erfordert (vgl. zum 
Beispiel Gesetz Nr. 105 über Wirtsdiaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 — Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 45 — in Verbindung 
mit § 5 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 — Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 

Der Zulassungsausschuß, der die Entscheidung 
über die Zulassung zur Prüfung trifft, ist bei 
der für die Wirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde gebildet. Er setzt sich zum 
Beispiel in Bayern aus einem Vertreter dieser 
obersten Landesbehörde, einem Vertreter der 
für die Finanzen zuständigen obersten Lan- 
desbehörde, einem Vertreter des Berufs und 
einem Vertreter der Wirtschaft zusammen 
(vgl. zum Beispiel § 8 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 15. Dezember 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4 — und §§ 1 und 2 der Zweiten Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes Nr. 105 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 15. Juni 1949 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 272 — ). 
Die Zahl der Vertreter des Berufs er- 
höht sich in den Ländern ehern. Württem- 
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berg-Baden, Hessen und Bremen auf zwei, die 
Zahl der Vertreter der Wirtschaft in Bremen 
ebenfalls auf zwei. 

Der Prüfungsausschuß ist ebenfalls bei der für 
die Wirtschaft zuständigen obersten Landes- 
behörde gebildet. Er setzt sich aus einem Ver- 
treter dieser obersten Landesbehörde, einem 
Vertreter der für Finanzen zuständigen ober- 
sten Landesbehörde, einem Inhaber eines 
Lehrstuhles für Betriebswirtschaftslehre, zwei 
Vertretern des Berufes, einem Vertreter der 
Wirtschaft und — mit Ausnahme der Länder 
Bayern und Bremen — einem Dozenten der 
Rechtswissenschaft zusammen (vgl. zum Bei- 
spiel § 3 der Zweiten Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 15. Juni 1949 — Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 272 — ). 

Die Bestellung erfolgt durch die für die Wirt- 
schaft zuständige oberste Landesbehörde (vgl. 
zum Beispiel § 1 des Gesetzes Nr. 105 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 9. März 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 45 — ). 
— Gesetzliche Bestimmungen über die Bil- 
dung einer Organisation des Berufes, insbe- 
sondere über die Zusammenfassung ln einer 
Berufskammer oder einem Berufsverband, 
bestehen für diese Länder nicht. 

3. 

In den ehern. Ländern Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern ergingen folgende Bestim- 
mungen: 

a) für das ehern. Land Baden: 

die Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen im Gebiet von Baden (Fran- 
zösische Zone) vom 15. Januar 1946 mit 
der Satzung der Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen im Gebiet 
von Baden (Französische Zone) vom 
15. Januar 1946 (Amtsblatt der Militär- 
regierung Baden — Französisches Be- 
satzungsgebiet — vom 23. Januar 1946 
S. 6); 

die auf Grund dieser Bestimmungen er- 
lassenen Vorschriften über Errichtung 
und Verfahren der Zulassungs- und Prü- 
fungsstelle sowie 

die Ehrengerichtsordnung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständi- 
gen im Gebiet von Baden (französische 
Zone) vom 30. Januar 1946; 


b) für das ehern. Land Württemberg-Hohen- 
zollern: 

die Rechtsanordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen vom 8. März 1946 (Amts- 
blatt des Staatssekretariates für das fran- 
zösisch besetzte Gebiet Württembergs 
und Hohenzollerns S. 19) mit der 
Satzung der Kammer der Wirtsdiafts- 
und Steuersachverständigen im französisch 
besetzten Gebiet von Württemberg und 
Hohenzollern vom 8. März 1946 (Amts- 
blatt des Staatssekretariats für das fran- 
zösisch besetzte Gebiet Württembergs 
und Hohenzollerns S. 20) und die Bestim- 
mungen über Zulassungsbedingungen und 
eine Prüfungsordnung für vereidigte Buch- 
prüfer. 

Zulassungsvoraussetzung ist zum Beispiel in 
Baden neben der Vollendung des 28. Lebens- 
jahres der Nachweis einer fünfjährigen Pra- 
xis im Wirtschaftsleben, von der mindestens 
zwei Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet 
sein müssen. 

Der Zulassungsausschuß ist bei einer beson- 
deren Zulassungs- und Prüfungsstelle einge- 
richtet (vgl. § 1 der Vorschriften über Errich- 
tung und Verfahren der Zulassungs- und 
Prüfungsstelle). Er setzt sich aus je einem 
Vertreter des Wirtschafts- und Finanzmini- 
steriums, je einem Vertreter der in dieser Be- 
rufsordnung behandelten vier Berufsgruppen 
und zwei Vertretern der Wlrtsdiaft zusam- 
men (vgl. § 2 der Vorschriften über Errich- 
tung und Verfahren der Zulassungs- und Prü- 
fungsstelle). 

Der Prüfungsausschuß ist bei der Zulassungs- 
und Prüfungsstelle mit neun Personen ge- 
bildet, und zwar zwei Vertretern der Wirt- 
schaft, zwei Vertretern der obersten Finanz- 
behörde, einem Dozenten der Betriebswirt- 
schaftslehre, einem Vertreter der Rechtswis- 
senschaft, einem Wirtschaftsprüfer und zwei 
vereidigten Buchprüfern (§ 7 der Vorschrif- 
ten über Errichtung und Verfahren der Zu- 
lassungs- und Prüfungsstelle). 

Die Bestellung erfolgt durch das Wirtschafts- 
ministerium (§ 8 der Vorschriften über Er- 
richtung und Verfahren der Zulassungs- und 
Prüfungsstelle). 

Organisatorisch sind die Berufsangehörigen 
in der „Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen“ zusammengeschlossen, die 
vereidigte Buchprüfer, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater und andere wirtschaftsbera- 
tende Berufe umfaßt. 
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4. 

Für Rheinland-Pfalz wurde die ^Buchprüfcr- 
ordnung (BPO)“ mit Genehmigung des Mi- 
nisters für Wirtschaft und Verkehr vom 
23. November 1949 — Aktenzeichen ZA R 
10/08 — 2371/49 — von den Industrie- und 
Handelskammern dieses Landes erlassen. 
Dazu erging eine Erste Änderung der Buch- 
prüferordnung (BPO) für Rheinland-Pfalz, 
genehmigt mit Erlaß des Ministeriums für 
Wirtschaft und Verkehr Rheinland-Pfalz 
vom 18. Oktober 1952 — Aktenzeichen ZA 
I 14/03 — 470/52 — . 

Ähnlich wie in den Ländern Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Hamburg ist hier die Zulassung zur Prü- 
fung von der Erreichung des 28. Lebensjahres 
und dem Nachweis einer dreijährigen Prü- 
fungstätigkeit (im Rahmen einer möglichst 
fünfjährigen praktischen Tätigkeit in der 
Wirtschaft) abhängig. Bei Bewerbern mit ab- 
geschlossener Hochschulbildung wird nur 
eine Prüfungstätigkeit von zwei Jahren er- 
fordert (vgl. §§ 4 und 5 der BPO). 

Die bei den Industrie- und Handelskammern 
des Landes Rheinland-Pfalz gebildeten Aus- 
schüsse für Buchprüferbewerber (für Zulassung 
und Prüfung) setzen sich mindestens aus 
zwei Vertretern der Wirtschaft, zwei verei- 
digten Buchprüfern und (seit der Änderung 
vom 18. Oktober 1952) einem Vertreter der 
Finanzverwaltung zusammen (§§ 1 und 2 der 
BPO). — Die Vereidigung und öffentliche 
Bestellung erfolgt durch die Industrie- und 
Handelskammer (vgl. § 23 der BPO). — Vor- 
schriften über eine Zusammenfassung der 
Berufsangehörigen in einer Berufskammer 
fehlen in der Buchprüferordnung» Die in dem 
Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau vom 20. Septem- 
ber 1946 (Amtsblatt für das Oberpräsidium 
von Rheinland-Hessen-Nassau und für die 
Regierungen in Koblenz und Montabaur 
S. 193) vorgesehene Errichtung einer Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
ist nicht durchgeführt worden. Die Bestel- 
lung ist von dem Nachweis des Beitritts zu 
einer Berufsvereinigung abhängig (§ 24 Abs. 1 
der BPO). 

5. 

Der bayerische Kreis Lindau hat das im 
Lande Bayern ergangene Gesetz Nr. 105 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 9. März 1948 durch 
Rechtsanordnung vom 16. August 1948 
(Amtsblatt des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 62 vom 17. August 1948) übernommen. 


6. 

Im Lande Berlin wurden nach 1945 die 
Rechtsverhältnisse der vereidigten Buchprü- 
fer (zusammen mit denen der Wirtschafts- 
prüfer und Steuerberater) in der Bekannt- 
machung über die Zulassung und Prüfung 
der Angehörigen der wirtschafts- und steuer- 
beratenden Berufe durch die Abteilung für 
Wirtschaft und die Finanzabteilung des 
Magistrats von Groß-Berlin vom 30. Juni 
1947 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
S. 231) geregelt. Die Zulassung und Prüfung 
der vereidigten Buchprüfer erfolgt unter An- 
wendung der vom Reichs- und Preußischen 
Wirtschaftsminister mit Erlaß vom 9. No- 
vember 1937 bekanntgegebenen Bestimmun- 
gen (Ministerialblatt für Wirtschaft S. 250). 
Voraussetzung für die Zulassung zum Buch- 
prüferexamen ist neben persönlicher Eignung 
und der erforderlichen Sachkenntnis u. a. 
der Nachweis einer für die Ausübung des 
Berufs genügenden Ausbildung und einer 
mindestens dreijährigen selbständigen Tätig- 
keit als Wirtschaftstreuhänder bzw. einer 
mindestens fünfjährigen praktischen Tätig- 
keit auf dem Gebiet des Prüfungswesens. 

Der Zulassungsausschuß ist bei dem Senator 
für Wirtschaft und Ernährung gebildet. Er 
besteht aus einem Vorsitzenden (Vertreter 
des Senators für Wirtschaft und Ernährung), 
dl ei Angehörigen des Berufes und drei An- 
gehörigen der Wirtschaft. In dem Prüfungs- 
ausschuß sind außer den Vorgenannten ein 
Vertreter der Rechtswissenschaft und ein 
Steuerberater vertreten. 

Nach Ablegung der Prüfung wird der Bewer- 
ber von der obersten Landesbehörde gleich- 
zeitig als vereidigter Buchprüfer und Steuer- 
berater bestellt (§ 10 der Bekanntmachung 
über Zulassung und Prüfung der Angehöri- 
gen der wirtschafts- und steuerberatenden 
Berufe durch die Abteilung für Wirtschaft 
und die Finanzabteilung des Magistrats von 
Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 — Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin S. 231 — ). 

Die Gliederung der Prüfung und die Prü- 
fungsgebiete sind für die einzelnen Länder 
unterschiedlich geregelt. In den Ländern 
Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg besteht die 
Grundprüfung aus der Fertigung einer Haus- 
arbeit, aus zwei unter Aufsicht zu fertigen- 
den schriftlichen Arbeiten und einer münd- 
lichen Prüfung (§14 der Prüfungs- und Be- 
stellungsordnung für Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer — Anlage I zur Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die 


27 



Angehörigen des wirtsdiaftlidien Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946 — ). 

In den Ländern Bayern, ehern. Württem- 
berg-Baden, Hessen und Bremen werden eine 
Hausarbeit, drei schriftliche unter Aufsicht 
anzufertigende Arbeiten und eine mündliche 
Piüfung verlangt (vgl. zum Beispiel § 11 der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Dezem- 
ber 1948 — Bayerisdies Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1949 S. 4 — ), 

In Rheinland-Pfalz werden zwei schriftliche 
Arbeiten (Klausuren) und eine mündliche 
Prüfung verlangt (§14 der BPO). — In den 
ehern. Ländern Baden und Württemberg- 
Hohenzollern wird neben den zwei Klausuren 
und einer mündlichen Prüfung wiederum 
eine Hausarbeit gefordert. — In Berlin sind 
eine Hausarbeit, zwei schriftliche Arbeiten 
und eine mündliche Prüfung vorgeschrieben 
(§ 6 der vom Reidis- und Preußisdien Wirt- 
sÄaftsminister mit Erlaß vom 9. November 
1937 bekanntgegebenen Bestimmungen). 

In den Ländern Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
sind die Prüfungsgebiete der vereidigten 
Buchprüfer die gleichen wie die für Wirt- 
schaftsprüfer, aber beschränkt auf die „grund- 
sätzliche Beherrschung“ (Teil B § 2 der Aus- 
führungsbestimmungen zur Prüfungs- und 
Bestellungsordnung für Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer des Zentralamtes für 
Wirtschaft in der britischen Zone vom 
20. Dezember 1946). In den übrigen Ländern 
sind die Prüfungsgebiete für vereidigte Buch- 
prüfer besonders abgegrenzt. 

III. 

Grundsätze des Entwurfs 

Entsprechend der geschichtlichen Entwick- 
lung und den Aufgaben des Berufes, unab- 
hängig, gewissenhaft, verschwiegen und un- 
parteiisch Prüfungen des Rechnungswesens 
durchzuführen, hält der Entwurf an dem 
Grundsatz fest, daß die Bewerber für die 
Zulassung zur Prüfung persönliche Eignung 
und fachliche Ausbildung und in der Prüfung 
fachliche Eignung nachweisen müssen. Unter 
den Zulassungsvoraussetzungen wird vor 
allem der Nadiweis einer praktischen Prü- 
fungstätigkeit gefordert. 

Der Zulassungsausschuß, der sich aus einem 
Vertreter der für die Wirtschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde (als Vorsitzer), zwei 


Vertretern der Wirtschaft und zwei Vertre- 
tern des Berufes zusammensetzt, wird bei der 
obersten Landesbehörde als deren Organ 
gebildet. 

Der Prüfungsausschuß, dem ein Beauftragter 
des Bundesministers für Wirtschaft (als Vor- 
sitzer), ein Hochschullehrer der Betriebswirt- 
schaft, ein Vertreter der Rechtswissenschaft, 
ein Vertreter der Finanzverwaltung, ein Ver- 
treter der Wirtschaft und zwei vereidigte 
Buchprüfer angehören sollen, soll beim Bun- 
desminister für Wirtschaft errichtet werden. 
Der Entwurf geht von dem Gedanken aus, 
daß die Prüfungstätigkeit der vereidigten 
Buchprüfer, insbesondere soweit sie gesetz- 
liche Prüfungen vornehmen, nach einheit- 
lichen betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
erfolgen muß. Dies kann wiederum nur 
durch eine zentral gesteuerte Fachprüfung 
erreicht werden, zumal gesetzliche Bestim- 
mungen über die Gestaltung von Buchfüh- 
rung und Bilanzen im Handelsrecht nur als 
Grundsatz Vorschriften vorhanden sind und 
Prüfungsgrundsätze vornehmlich in der 
Praxis entwickelt werden. Die Zentralisierung 
der Prüfung erschien angebracht und not- 
wendig, weil auch die vereidigten Buchprüfer 
nach geltendem Recht, so nach § 50 Abs. 3 
des D-Markbilanzgesetzes zur Vornahme 
gesetzlicher Prüfungen befugt sind (siehe da- 
zu ferner § 9 Abs. 1 der Verordnung über 
Orderlagerscheine vom 16. Dezember 1931 — 
RGBl. I S. 763 — und § 7 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über Preis- 
nachlässe (Rabattgesetz) vom 21. Februar 
1934 — RGBl. I S, 120 — ). 

Die Vereidigung und Bestellung der Buch- 
prüfer soll nach dem Entwurf durch die für die 
Wirtschaft zuständige oberste Landesbehörde, 
die auch für die Zurücknahme der Bestellung 
zuständig ist, erfolgen. 

Der vereidigte Buchprüfer muß nach dem 
Entwurf seinen Beruf unabhängig, gewissen- 
haft, verschwiegen und eigenverantwortlich 
ausüben (§51 des Entwurfs). Der Beruf wird 
als freier Beruf anerkannt. Er ist kein Ge- 
werbe (§ 1 Abs. 2). Gewerbliche Nebentätig- 
keiten sollen den vereidigten Buchprüfern 
verboten sein. Die Voraussetzungen, unter 
denen die Berufsausübung als eigenverantwort- 
liche angesehen wird, sind im Entwurf (§ 52) 
besonders festgelegt. 

Die Angehörigen des Berufsstandes werden 
in einer neu zu bildenden Bundeskammer der 
vereidigten Buchprüfer als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zusammengeschlossen, in 
der die beruflichen Belange der Berufsange- 
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hörigen in Selbstverwaltung behandelt wer- 
den (§§ 65 ff.). 

Der vereidigte Buchprüfer soll einer eigenen 
Ehrengerichtsbarkelt unterstehen mit der Maß- 
gabe, daß bei geringeren Verstößen gegen die 
Berufspflichten ehrengerichtliche Strafen 
durch ein bei der Bundeskammer zu bilden- 
des Ehrengericht geahndet werden können. 
Bei schweren Verstößen gegen die Berufs- 
pflichten, die die Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand erfordern, sollen die Verwaltungs- 
gerichte (Berufsgerichte) zur Entscheidung 
zuständig sein (§§ 74 ff.). Das ehrengericht- 
Ildie und berufsgerichtliche Verfahren ist in 
seinen Einzelheiten den Vorschriften des Ent- 
wurfs einer Wirtschaftsprüferordnung (Fünf- 
ter Teil) angeglichen. 

Für die Frage der Zuständigkeit des Buiides 
und zur verfassungsmäßigen Berechtigung des 
El lasses des Gesetzes und zur Zuständigkeit 
der Durchführung der Prüfung vor einem 
Prüfungsausschuß, der beim Bundesininlster 
für Wirtschaft gebildet wird, wird auf die 
Ausführungen in der Begründung zum Ent- 
wurf einer Wirtschaftsprüferordnung Ab- 
sclmitt 1II/3 „Zuständigkeit des Bundes“ 
Bezug genommen. 

Da die Bestimmungen dieses Entwurfs über 
Zulassung, Prüfung, Redite und Pflichten der 
Berufsangehörigen, Organisation des Berufs- 
standes und ehrengerichtliches und berufs- 
gerichtliches Verfahren weitgehend mit denen 
des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung übereinstimmen, sei im folgenden zur 
Vermeidung von Wiederholungen insoweit 
auf die Begründung zum Entwurf einer Wirt- 
schaftsprüferordnung Bezug genommen. 
Betont sei hierbei, daß der Erlaß einer Buch- 
prüferordnung in einem eigenen, für diesen 
Berufsstand zugesdinittenen Gesetz nach der 
geschichtlichen Entwicklung des Berufsstandes 
und im Interesse der Klarheit der gesetzlichen 
Regelung gerechtfertigt ist. Eine Verbindung 
der Wirtsdhaftsprüferordnung und der Buch- 
prüferordnung würde andererseits eine For- 
mulierung des Gesetzestextes zur Folge 
haben, die in ihrer Verschachtelung das Ver- 
ständnis des Gesetzestextes wesentlich er- 
schweren und Schwierigkeiten in der Aus- 
legung schaffen würde. 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Teil des Entwurfs enthält die 
Grundsatzbestimmungen des künftigen Ge- 


setzes. Als vereidigter Buchprüfer kann nur 
tätig sein, wer als soldier öffentlich bestellt 
ist (§ 1 Abs. 1). Der öffentlichen Bestellung 
muß der Nachweis der persönlichen und 
fachlichen Eignung im Zulassungs- und Prü- 
fungsverfahren vorausgehen (§ 1 Abs. 1 

Satz 2). 

Der Berufsstand wird In § 1 Abs. 2 in die 
Gruppe der freien Berufe eingereiht. Dies 
bedeutet u. a., daß sich der vereidigte Buch- 
prüfer bei Ausübung seiner Berufstätigkeit 
nicht vom Gewinnstreben leiten lassen 
darf. 

Die Tätigkeit als vereidigter Buchprüfer kann 
aucli durch Gesellschaften ausgeübt werden. 
Dies entspricht der Regelung der Berufsord- 
nung für die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Sciilcswig-I lolstein und Ham- 
burg (Verordnung über eine Berufsordnung 
für die Angehörigen des wirtschaftlidien 
Prüfungs- und Treuhandwesens vom 20. De- 
zember 1946). Die einzelnen Bestimmungen 
über die Anerkennung von Buchprüfungs- 
gesellscliaftcn finden sidi im Vierten Ab- 
sdanitt des Zweiten Teils des Entwurfs. 

Im Vordergrund der Berufsaufgabe steht die 
Prüfungstätigkeit auf dem Gebiete des be- 
trieblichen Rechnungswesens (§ 2). Die 

Befugnis, über das Ergebnis von Prüfungen 
Prüfungsvermerke zu erteilen, verleiht dem 
Berufsstand eine besondere Verantwortung. 
Daneben hat der vereidigte Buchprüfer ent- 
sprechend der Entwicklung der Praxis die 
Aufgabe, seine Auftraggeber in wirtschait- 
lichen Angelegenheiten zu beraten und zu 
vertreten. Audi auf steuerlichem Gebiet ist er 
befugt, nach Maßgabe der bestehenden Vor- 
schriften zu beraten und zu vertreten. Der 
vereidigte Buchprüfer Ist Sachverständiger 
auf dem Gebiete des betrieblldien Rechnungs- 
wesens. 

Für die Berufsausübung gilt in räumlicher 
Beziehung der Grundsatz der Freizügigkeit 
(§ 3). Damit ist das Recht des vereidigten 
Buchprüfers, vom Ort seiner Niederlassung 
aus im Inland und Ausland tätig werden zu 
können, anerkannt. Die Errichtung von 
Zweigniederlassungen ist nach Maßgabe der 
Bestimmungen des § 3 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 54 des Entwurfs zugelassen. 

Die im Entwurf vorgesehene Bundeskammer 
der vereidigten Buchprüfer (Bundeskammer) 
soll eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
sein (§ 4). Diese Reditsform für die zu bil- 
dende Kammer wurde gewählt, um einmal 
die Zwangsmitgliedschaft der Berufsangehö- 
rigen zu ermöglidien und zum anderen die 
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nach den §§ 65 ff, des Entwurfs vorgese- 
hene Aufsiditsberechtigung über die Mitglie- 
der sicherzustellen. 


ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufs- 
ausübung 

Der Zweite Ted des Entwurfs enthalt die 
Bestimmungen über die Zulassung zur Prü- 
fung (§§ 5 bis 10), die Prüfung selbst (§§ 11 
bis 25), die Bestellung 26 bis 35) und 
Vorschriften über Buchprüfungsgesellschaften 
(§§ 36 bis 44) und die Einrid'itung und Füh- 
rung des Berufsregisters (§§ 45 bis 50), 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulassung zur Prüfung 

Der im Entwurf vorgesehene Zulassungs- 
aussdiuß soll bei der für die Wirtschaft zu- 
ständigen obersten Landesbehördc — unter 
Umständen für mehrere Länder gemein- 
sam — gebildet werden (§ 5 Abs. 1). Im An- 
sdiluß an die in den derzeitigen Berufsord- 
nungen der Länder Bayern, ehern. Württem- 
berg-Baden, Hessen und Bremen bestehende 
Regelung führt den Vorsitz im Zulassungs- 
ausschuß ein Vertreter der für die Wirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehördc. 
Ais Mitglieder gehören ihm außerdem zwei 
Vertreter der Wirtschaft und zwei vereidigte 
Buchprüfer an (§ 5 Abs. 2). Die Bildung des 
Zulassungsausschusses bei der obersten Lan- 
desbehörde erfolgt, weil die Zulassung ein 
Verwaltungsakt ist. 

Die im Entwurf vorgesehenen Voraussetzun- 
gen für die Zulassung zur Prüfung tragen 
dem Umstand Rechnung, daß sich der Be- 
rufsstand der vereidigten Buchprüfer über- 
wiegend aus Praktikern zusammensetzt. Da 
die Prüfung selbst nur im begrenzten Um- 
fange den Nachweis von Erfahrungen auf 
dem Hauptgebiete der Prüfungen von Unter- 
nehmungen zu erbringen vermag, muß in 
erster Linie Voraussetzung für die Zulassung 
eine Tätigkeit im Wirtsdiaftsleben von min- 
destens acht Jahren, davon eine Prüfungs- 
tätigkeit von vier Jahren sein. Besitzt der 
Bewerber eine abgeschlossene Hochsd'iulbil- 
dung auf betriebswirtschaftlichem, volkswirt- 
schaftlidiem, juristischem, technischem oder 
landwirtschaftlichem Gebiet, so genügt nadi 
dem Entwurf der Nachweis einer praktischen 
Tätigkeit von drei Jahren im Wirtschafts- 
leben und — davon — einer zweijährigen 


Prüfungstätigkeit (§ 8 Abs. 1). Zur Beseiti- 
gung von Zweifeln wird der Inhalt des Be- 
griffes Prüfungstätigkeit im Entwurf aus- 
führlidi erläutert (§ 8 Abs. 2 bis 4). Wesent- 
lidi ist, daß der Bewerber wenigstens wäh- 
rend der Dauer eines Jahres bei einem ver- 
eidigten Buchprüfer, einer Buchprüfungs- 
gesellschaft, einem Wirtschaftsprüfer, einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einem genos- 
senschaftlichen Prüfungsverband, einer Prü- 
lungsstelle eines Sparkassen- und Giroverban- 
des oder einem überÖrtlidien Prüfungsver- 
band öffentlicher Kassen an Prüfungen teil- 
genommen haben muß. In Härtefällen 
können Ausnahmen zugelassen werden. 

Die Zulassung zur Prüfung ist nach den Be- 
stimmungen des Entwurfes zu versagen, 
wenn die persönlidie Eignung fehlt. Die 
Gründe, aus denen das Vorliegen der persön- 
lichen Eignung verneint werden muß oder 
kann, sind in § 9 des Entwurfs im einzelnen 
aufgezählt. Hierzu gehört u. a. eine straf- 
gerichtliche Verurteilung, die den Verlust 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nach sich gezogen hat, oder ein Ver- 
halten, das die Aussdiließung aus dem Be- 
rufsstand rechtfertigen würde, wenn der 
Betreffende zur Zeit der Begehung der Hand- 
lung bereits vereidigter Buchprüfer gewesen 
wäre. Auf die Ausführungen in der Begrün- 
dung zu § 10 des Entwurfs einer Wirtschafts- 
prüferordnung wird insoweit im einzelnen 
Bezug genommen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Prüfung 

Der für die Prüfung vorgesehene Prüfungs- 
ausschuß soll beim Bundesminister für Wirt- 
schaft gebildet werden (§ 11 Abs. 1). Ihm 
gehören sieben Mitglieder an, und zwar ein 
Beauftragter des Bundesministers für Wirt- 
schaft als Vorsitzer, ein Hochschullehrer 
der Betriebswirtschaft, ein Vertreter der 
Rechtswlssenscliaft, ein Vertreter der Fi- 
nanzverwaltung, ein Vertreter der Wirt- 
schaft und zwei vereidigte Buchprüfer (§11 
Abs. 2). Zur Begründung der Notwendigkeit 
der En Achtung des Prüfungsausschusses beim 
Rundesminister für Wirtschaft, insbesondere 
auch hinsichtlich der Vereinbarkeit dieser 
geplanten gesetzlichen Regelung mit den Be- 
stimmungen des Grundgesetzes wird auf die 
Ausführungen zu III „Grundsätze des Ent- 
wurfs" und auf die Ausführungen in der 
Begründung zum Entwurf einer Wirtschafts- 
prüferordnung unter III — Aufgaben und 
Grundsätze des Entwurfs; Zuständigkeit des 
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Bundes — (2iff. 3) verwiesen. Die Gründe, 
die einen nach zentralen Richtlinien gelei- 
teten Prüfungsausschuß für Wirtschaftsprüfer 
notwendig erscheinen lassen, gelten ebenso 
für vereidigte Buchprüfer, weil auch für 
deren Prüfungen die Anwendung einheitlicher 
betriebswirtsdiaftlicher Grundsätze, insbe- 
sondere soweit sie gesetzliche Prüfungen 
durdiführen, erforderlich ist. Begründete Ein- 
wendungen gegen die Einriclitung des zen- 
tralen Prüfungsausschusses beim Bundesmini- 
ster für Wirtschaft lassen sich daher aus 
Art. 83 GG nicht erheben. 

Die Prüfungsgebiete (§ 13) sind im Entwurf 
vtuf die praktischen Anforderungen an den 
Beruf abgestellt. Im Vordergrund stehen 
Buchführung und Jahresabschluß einschließ- 
lich der zur künftigen Ausübung des Berufes 
erforderlidien gesetzlichen Bestimmungen, 
Prüfungswesen, Prüfungs- und Berichtstech- 
nik (Buchst. A Nr. 2 und 4). Die Anforde- 
rungen auf dem Gebiete des Wirtschaftsrechts 
sdiließen audi die Kenntnis der Bilanzierungs- 
vorschriften des Aktiengesetzes ein (Buchst. B 
Nr. 3), weil diese zu einem erheblichen Teil 
zu allgemeinen Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung geworden sind. 

Die weiteren in § 13 Abschnitt B des Ent- 
wurfs vorgesehenen Prüfungsge'biete, näm- 
lidi Grundzüge des Bürgerlichen Rechts 
(Nr. 1), Handelsrecht unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Gesellsdiaftsrechts ein- 
schließlich des Rechts der Umwandlung der 
Gesellschaften (Nr. 2), Grundzüge des Ge- 
setzes betr. die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung und des Genossenschaftsrechts 
(Nr. 4), Wechsel- und Scheckredit (Nr. 5), 
Konkurs- und Vergleidisrecht (Nr. 6) und 
Allge meine Grundzüge des Zivilprozeßrechts 
einschließlidi der Zwangsvollstreckung und 
des Preisrechts (Nr. 7) haben neben den Prü- 
fungen für die Beratungspraxis und die Tä- 
tigkeit der vereidigten Budiprüfer als Ver- 
walter (insbesondere Konkurs- und Ver- 
gleichsverwalter) Bedeutung. 

Da die Prüfungs- und Beratungspraxis des 
vereidigten Buchprüfers ständig auch steuer- 
liche Fragen berührt und damit er seine Auf- 
traggeber nach Maßgabe der bestehenden 
Vorschriften in steuerlichen Angelegenheiten 
beraten und vertreten kann, wurden In 
§ 13 C als weiteres Hauptprüfungsgebiet die 
wichtigsten Gesetze aus dem Bereich des 
Steuerrechts aufgenommen. Für die Prüfung 
haben die Steuerfragen neben dem Gebiet 
Betriebswirtschaft (§ 13 A) Hauptbedeu- 
tung. 


Die Prüfung Im Berufsrecht (§ 13 D) ist ins- 
besondere wesentlich für die Feststellung, ob 
der Bewerber mit Fragen der Berufsauf- 
fassung und den Pfliditen eines vereidigten 
Buchprüfers vertraut ist. Auf seine Behand- 
lung kann in keiner Prüfung verziditet 
werden. 

Die Gliederung der Prüfung (§§ 14 bis 16) 
sdiließt sich im wesentlichen der bisherigen 
Pvegelung in den Berufsordnungen für die 
Länder Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen an. Die schriftliche Prü- 
fung besteht aus einer Flausarbeit und drei 
unter Aufsicht zu fertigenden Arbeiten aus 
dem Arbeitsgebiet der vereidigten Buchprü- 
fer, von denen je eine dem Gebiete der Be- 
trlebswirtsdiaft, dem Steuerrecht und dem 
Wirtsdiaftsrecht zu entnehmen ist (§ 15). Die 
mündliche Prüfung wird mit einem kurzen 
freien Vortrag über einen Fachgegenstand 
eingeleitet, dessen Thema der Prüfungsaus- 
sdiuß aus drei vom Bewerber eingereichten 
Vorschlägen auszu wählen hat. — Für die 
Einzelheiten der formellen Vorscliriften über 
die Prüfung kann auf die Begründung zu 
§§15 bis 17 des Entwurfs einer Wirtschafts- 
piüferordnung Bezug genommen werden. 
Falls der Bewerber Steuerberater ist, ist die 
Möglichkeit einer verkürzten Prüfung vor- 
gesehen (§ 17). Mit ihr wird der Annahme 
Rechnung getragen, daß bei diesen Prüflingen 
die erforderlichen Kenntnisse auf dem Ge- 
biete des Steuerrechts vorhanden sind. Daher 
entfällt In dieser verkürzten Prüfung die 
schriftliche und mündliche Prüfung im 
Steuerredit. 

Flinsichtlich der vorgesehenen Bestimmungen 
des Entwurfs über den Rücktritt von der 
Prüfung (§ 18), den Ausschluß von der Prü- 
fung (§ 19), das Prüfungsergebnis (§ 20), die 
Ergänzungsprüfung (§ 21), die Wiederholung 
der Prüfung (§ 22), die Mitteilung des Prü- 
fungsergebnisses (§ 23) und die Gebühren für 
Zulassung und Prüfung (§ 24) kann auf die 
Begründung zu den entsprechenden §§ 19 
bis 25 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüfer- 
ordnung Bezug genommen werden. 
Entspredined den Vorschriften des Entwurfs 
einer Wirtsdiaftsprüferordnung (§ 26) ist 
auch Im Entwurf einer Buchprüferordnung 
(§ 25) zur Regelung der Einzelheiten der 
Prüfung und des Prüfungsverfahrens der Er- 
laß einer Rechtsverordnung durch den Bun- 
desminister für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates vorgesehen (vgl. die Begrün- 
dung zu § 26 des Entwurfs einer Wirtschafts- 
prüferordnung). 
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DRITTER ABSCHNITT 
Bestellung 

Die Bestellung als vereidigter Buchprüfer er- 
folgt durch die oberste Landesbehörde (§ 26). 
Durch die Bestellung wird der Berufsangehö- 
rige Mitglied der Bundeskammer der ver- 
eidigten Buchprüfer (§ 66) und hat die nach 
dem Entwurf (§§ 51 bis 64) begründeten 
Rechte und Pfliditen. Voraussetzung für die 
Bestellung ist, daß der Bewerber auch in die- 
sem Zeitpunkt die persönliche Eignung für 
die Berufsausübung besitzt. Die Bestellung 
muß daher versagt werden, wenn in der Per- 
son des Bewerbers Gründe eingetreten oder 
bekanntgeworden sind, aus denen schon seine 
Zulassung zur Prüfung hätte versagt oder 
zurückgenommen werden müssen (§ 27 in 
Verbindung mit § 9). 

Auch das Fehlen einer vorläufigen Deckungs- 
zusage auf den Antrag zum Absdiluß einer 
Berufshaftpflidttversicherung ist nach § 27 
Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs, solange der 
Mangel besteht, ein zwingender Versagungs- 
grund. Dies schien erforderlich, weil der 
Zwang zum Abschluß einer Berufshaftpflidit- 
versicherung in § 61 des Fintwurfs im öffent- 
lichen Interesse wie auch im Interesse des 
vereidigten Buchprüfers selbst und seiner 
Auftraggeber vorgeschrieben ist. 

Die Bestellung kann u. a. versagt werden, 
wenn die Zulassung zur Prüfung hatte ver- 
sagt oder zu rück genommen werden können 
(§ 27 Abs. 2). Eine etwaige Versagung ist von 
der obersten Landesbehörde zu begründen 
und mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 
Der Bewerber hat die Möglidikeit, gegen die 
Versagung Klage beim zuständigen Verwal- 
tungsgeridit zu erheben. Für die Begründung 
dieser Bestimmungen kann im einzelnen auf 
die Begründung zu der sinngemäß gleichlau- 
tenden Vorschrift des § 28 des Entwurfs 
einer Wirtschaftsprüferordnung Bezug ge- 
nommen werden. 

Die besondere, mit der Berufsausübung ver- 
bundene Verantwortung wird betont durch 
den bei der Bestellung von dem Bewerber zu 
leistenden Berufseid (§ 28). Die Eidesformel 
enthält die verantwortungsbewußte und 
sorgfältige Erfüllung der Berufspflichten, die 
Verschwiegenheitspflidit und die gewissen- 
hafte und unparteiisdie Erstattung von Prü- 
fungsberiditen und Gutaditen. 

Im beruflichen Verkehr muß der vereidigte 
Buchprüfer die ihm verliehene Beriifsbezeich- 
nung führen (§ 29). 


In den §§ 30 und 31 des Entwurfs sind die 
Vorschriften über das Erlöschen der Bestel- 
lung und die Möglichkeiten einer Zurück- 
nahme der Bestellung enthalten. Erlöschens- 
gründe sind Tod, Verzicht und rechtskräf- 
tige Ausschließung aus dem Berufsverband 
(§ 30). 

Die Zurücknahme der Bestellung muß erfol- 
gen, wenn der vereidigte Buchprüfer seine 
Tätigkeit nidit mehr eigenverantwortlich 
ausübt oder wenn Umstände eingetreten 
sind, die seine persönliche Eignung für die 
Berufsausübung ausschließen. Der Entwurf 
zählt als solche Umstände auf: Strafgericht- 
liche Verurteilung mit dem Verlust der Fä- 
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter, 
körperliclie Gebrechen oder geistige Schwäche 
mit dauernder Unfähigkeit zur Berufsaus- 
übung und Erschleichung der Zulassung zur 
Prüfung oder der Bestellung durch unlautere 
Mittel § 31 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 — . 

Bei gerichtliclier Anordnung der Verfügungs- 
beschränkung über das Vermögen des Berufs- 
angehörigen kann die Bestellung zurückge- 
nommen werden (§31 Abs. 2). Von der Zu- 
rücknahme der Bestellung im Falle des § 31 
Abs. 1 Nr. 1 kann abgesehen werden, wenn 
die oberste Landesbehörde die Überzeugung 
gewonnen hat, daß die eigenverantwortliche 
Tätigkeit des vereidigten Buchprüfers in Zu- 
kunft gesichert ist (§31 Abs. 3). 

Die Zurücknahme der Bestellung, die schrift- 
lich zu begründen und mit Reditsmittelbeleh- 
rung zu versehen ist, kann nach allgemeinen 
Vorsdirlften mit der Klage vor dem Ver- 
waltungsgericht angefoditcn werden. Auf die 
Begründung zu dem entsprechenden § 32 des 
Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
wird Bezug genommen. 

Die Möglichkeit einer Wiederbestellung nadi 
dem Erlösdien der Bestellung durdi Verzicht 
(§ 30 Abs. 1 Nr. 2) und nach der Zurück- 
nahme der Bestellung auf Grund des Fehlens 
einer eigenverantwortlichen Tätigkeit oder 
als Folge der Ausübung einer unzulässigen 
Bcsdiäftigung (§31 Abs. 1 Nr. 1) sowie nach 
der Zurücknahme wegen gerichtlicher Ver- 
i ügungsbeschränkungen über das Vermögen 
(§ 31 Abs. 2) ist in § 34 des Entwurfs vor- 
gesehen. Wenn die Ausschließung aus dem 
Berufsstand auf Grund eines berufsgeridit- 
lidien Urteils erfolgt ist, so ist eine Wieder- 
bestellung nur möglich, wenn das Urteil oder 
ein Gnadenerweis die Wiederbestellung er- 
möglicht (§ 34 Abs. 1 Nr. 3). In besonderen 
Fällen, zum Beispiel bei erheblichem zeit- 
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liehen Abstand zwischen dem Erlöschen oder 
der Zurücknahme der Bestellung und der 
Wiederaufnahme der Berufstätigkeit, kann 
der Zulassungsausschuß vor der Wieder- 
bcstcllung eine Prüfung des Bewerbers an- 
ordnen. Angesichts der gleidilautenden Be- 
stimmungen des Entwurfs einer Wirtschafts- 
prüferordnimg wird auf die Begründung zu 
§ 35 des Entwurfs einer Wirtschaftsprüfer- 
ordnung verwiesen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Budiprüfungsgesellsdiaften 

Der Entwurf läßt als Rechtsform für Buch- 
prüfungsgesellschaften, die bisher nur in 
kleiner Zahl bestehen, Gesellsdiaftcn mit 
beschränkter Haftung, offene Handelsgesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften zu. 
Die Wahl der Rechtsform der Personen- 
gesellschaften setzt voraus, daß sie wegen 
ihrer Treuhandtätigkeit als Handelsgesell- 
schaft in das Handelsregister eingetragen 
worden ist (§ 36). 

Eine Buchprüiungsgesellschaft kann als solche 
die Tätigkeit eines vereidigten Budiprüfers 
ausüben (§ 1 Abs. 3). Voraussetzung für die 
Anerkennung, die durch die für die Wirt- 
schaft zuständige oberste Landesbehörde aus- 
gcsprodicn wird (§ 39), ist daher im Grund- 
satz, daß die Geschäftsführer oder die per- 
sönlldi haftenden Gesellschafter vereidigte 
Buchprüfer sind (§ 37 Abs. 1). Wenn die 
oberste Landesbehörde gemäß § 37 Abs. 2 
zuläßt, daß besonders befähigte Kräfte an- 
derer Fachriditungcn (zuin Beispiel Juristen, 
Tediniker) Geschäftsführer oder persönlich 
haftende Gesellschafter von Biichprüfungs- 
gcsellschaften werden, so darf die Zahl dieser 
Persönlichkeiten nicht die der vereidigten 
Budaprüfer unter den Geschäftsführern oder 
persönlich haftenden Gesellschaftern über- 
steigen (§ 37 Abs. 2). 

Wird die Reditsform der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung gewählt, so muß das 
Stammkapital mindestens 50 000 Deutsche 
Mark betragen und voll eingezahlt sein (§ 37 
Abs. 3). 

Die Anerkennung als Buchprüfungsgesell- 
sdiaft erlischt durch Auflösung der Gesellschaft 
oder Verzicht auf die Anerkennung (§ 41). 
Die Zurücknahme der Anerkennung muß er- 
folgen, wenn für die Person eines Geschäfts- 
führers oder persönlich haftenden Gesell- 
schafters die Bestellung zurückgenommen 
worden ist oder wenn die Voraussetzungen 
für die Anerkennung nicht vorhanden waren 


bzw. nada erfolgter Anerkennung weggefal- 
len sind. Die Gesellschaft kann die Zurück- 
nahme der Anerkennung dadurch abwenden, 
daß sie die Vertretungs- und Geschäftsfüh- 
rungsbefugnis der Person widerruft oder ent- 
zieht, deren Bestellung zurückgenommen 
v/orden ist, oder daß sie den gesetzlichen Zu- 
stand (bei Fehlen der Anerkennungsvoraus- 
setzungen) in einer angemessenen Frist her- 
beiführt (§ 42 Abs. 1 Nr. 1 und 2). Auch der 
Fall der Ausschließung eines Geschäftsführers 
oder persönlich haftenden Gesellsdiafters aus 
dem Berufsstand durdi rechtskräftiges Urteil 
zwingt nach dem Entwurf die oberste Lan- 
desbehörde zur Zurücknahme der Anerken- 
nung, es sei denn, daß die Gesellschaft die 
Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis 
des Betreffenden widerruft oder entzieht 
(§ 42 Abs. 1 Nr. 3). Auf die Begründung zu 
den entsprechenden Vorschriften ln § 46 des 
Entwmrfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
wird insoweit Bezug genommen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Berufsregister 

Um allen interessierten Stellen einen Über- 
blick über die Berufsangehörigen im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes zu ermöglichen, 
ist für die vereidigten Buchprüfer ein öffent- 
liches Berufsregister bei der Bundeskammer 
vorgesehen. Die Vorschriften über das Be- 
rufsrcglster (§§ 45 bis 50) entsprechen denen 
der §§ 49 bis 54 des Entwurfs einer Wirt- 
sebaftsprüferordnung. Auf die Begründung 
zu diesem Absdinitt im Entwurf einer Wirt- 
schaftsprüferordnung wird insoweit Bezug 
genommen. 


DRlTTEPv TEIL 

Rechte und Pflichten der vereidigten 
Buchprüfer 

Die Berufsaufgabe der vereidigten Budiprü- 
fer umfaßt das große Gebiet der Prüfungen 
auf dem Gebiete des betrieblichen Rechnungs- 
wesens sowie die Beratung und Vertretung 
in wirtschaftlichen und, nach Maßgabe der 
bestehenden Vorsdiriften, audi steuerlidien 
Angelegenheiten. Die vereidigten Budiprüfer 
sind Sachverständige auf dem Gebiete des be- 
trieblichen Rechnungswesens (§ 2), Im Vor- 
dergrund der Berufsaufgaben steht die Prü- 
fungstätigkeit. Auf diesen Bereich ist die Ge- 
staltung der allgemeinen Berufspflichten im 



Entwurf vornehmlich ausgerlchtet: Unabhän- 
gigkeit, Gewissenhaftigkeit, Verschwiegenheit 
und Eigenverantwortlichkeit, insbesondere 
Unparteilichkeit bei der Erstattung von Prü- 
fungsberichten und Gutachten (§ 51). Da der 
Beruf ein freier Beruf ist (§ 1 Abs. 2), darf 
der vereidigte Buchprüfer neben seinem Be- 
ruf eine gewerbliche Tätigkeit niclit ausüben 
(§ 51 Abs. 3 Nr. 1). Audi die Tätigkeit auf 
Grund eines Anstcllungsvertrages oder Beam- 
tenverhältnisscs, soweit sje das Gesetz nicht 
ausdrücklich zuiäßt, ist mit dem Beruf un- 
vereinbar (§ 51 Abs. 3 Nr. 2). Dagegen sind 
vereinbar Tätigkeiten, die den freien Beruf 
als vereidigter Budiprüfcr nicht berühren, 
so alle freien Berufe, welche die Wahrung 
fremder Interessen in wirtsdiaftlidien, tech- 
nischen und rechtlichen Angelegenheiten zum 
Gegenstand haben, die Tätigkeit als Lehrer 
an Hochschulen und die an wissenschaftlichen 
Instituten, die treuhänderische Verwaltung 
und die freie schriftstellerische und künst- 
lerische Tätigkeit (§ 51 Abs. 4). Sie sind die 
gleichen, die auch der Entwurf einer Wirt- 
sdiaftsprüferordnung (§ 55 Abs. 4) als mit 
dem Beruf des Wirtsdiaitsprüfers vereinbar 
ansieht. Auf dk. Begründung zu § 55 des Ent- 
wurfs einer Wirtschaftsprüferordnung und 
für den Begriff der eigenverantwortlichen 
Tätigkeit (§ 52 ) zu § 56 des Entwurfs einer 
Wirtschaftsprüfungsordnung kann deshalb 
insoweit Bezug genommen werden. 

Aus den gleichen Gründen kann hinsichtlich 
der Begründung Bezug genommen werden 
für die §§ 53 (Beurlaubung), 54 (Zwiegnie- 
derlassungen), 55 (Siegel), 56 (Versagung der 
Tätigkeit), 57 (Verschwiegenheitspflicht der 
Gehilfen), 58 (Mitteilung der Ablehnung 
eines Auftrags), 59 (Kundmachung und Wer- 
bung), 60 (Wedisel des Auftraggebers), 
61 (Berufshaftpflichtversicherung) auf die Be- 
gründung zu den die gleichen Tatbestände 
behandelnden §§ 58 bis 66 des Entwurfs 
einer Wirtschaftsprüferordnung. 

Die Bundeskammer der vereidigten Buch- 
prüfer kann nach § 62 des Entwurfs Richt- 
linien für die Berufsausübung (nach Geneh- 
migung durch den Bundesminister für Wirt- 
schaft) erlassen. In diesen P.ichtlinien sollen 
im Rahmen der gesetzlichen Vorsdiriften der 
§§ 51 bis 61 Einzelfragen der Berufsaus- 
übung, insbesondere der Vorschriften über 
die Kundmachung und Werbung (§ 59) und 
den Wechsel des Auftraggebers (§ 60), be- 
handelt werden. Die Bundeskammer hat die 
Aufsicht über die berufliche Tätigkeit der 
vereidigten Buchprüfer (§ 65). Die von ihr 


erlassenen Richtlinien sollen geeignet sein, die 
Berufsangehörigen ausführlich über Inhalt 
und LImfang ihrer Berufspflichten zu unter- 
richten. 


VIERTER TEIL 

Organisation des BeruLsstandes 

Die Bundeskammer der vereidigten Buchprü- 
fer, in der alle vereidigten Buchprüfer, die 
anerkannten Budiprüfungsgesellsdiaften so- 
wie deren Geschäftsführer oder persönlich 
haftenden Gesellschafter, audi wenn sie nicht 
vereidigte Buchprüfer sind, zusammengefaßt 
sind, hat die Aufgabe, die beruflichen Be- 
lange der vereidigten Buchprüfer zu wahren 
und zu fördern und die Aufsicht über die 
berufliche Tätigkeit der vereidigten Buchprü- 
fer zu führen (§ 65). Die Bundeskammer ist 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
den Bcruisstand gegenüber allen behördlichen 
Stellen und Körperschaften des öffentlidien 
Redits sowie gegenüber der Wirtsdiaft zu 
vertreten. 

Mit der Befugnis zur Aufsicht über die Be- 
rufsangehörigen ist ihr eine besondere Ver- 
antwortung übertragen, die ihren Ausdruck 
vornehmlich in der Trägerschaft der Ehren- 
gcrichtsbarkelt findet. Die Regelung der Ein- 
zelheiten der Organisation und Verwaltung 
der Bundeskammer ist einer Satzung Vor- 
behalten, die der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft bedarf (§ 68). 

Ein Ausdruck der Aufsiclitsfunktionen der 
Bundeskammer ist die Pflicht der Berufs- 
angehörigen zum Erscheinen vor der ßundes- 
kammer in Aufsichts- und Beschwerdcsadien 
(§ 70) und die Pflidit der Mitglieder des 
Vorstandes, des Beirates, der Ausschüsse und 
der Dienstangehörigen der Bundeskammer 
zur Verschwiegenheit in allen Angelegenhei- 
ten, die ihnen bei dieser Tätigkeit bekannt 
werden (§ 71). 

Die Bundeskammer der vereidigten Buchprü- 
fer Ist, wie die Wirtsdiaftsprüferkammer und 
der Deutsche Industrie- und Handelstag, Mit- 
glied der Bundesstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen (§ 72) (vgl. hierzu die §§ 77 
und 78 des Entwurfs einer Wirtschaftsprü- 
ferordnung und deren Begründung). 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt die 
Staatsaufsicht über die Bundeskammer. Er hat 
darüber zu wachen, daß sie ihre Aufgaben im 
Rahmen der geltenden Gesetze und Satzun- 
gen erfüllt (§ 73). 
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FÜNFTER TEIL 

Ehrengerichtliches und beruKsgericht- 
liches Verfahren 

Der Entwurf sieht für die vereidigten Buch- 
prüfer entsprechend der Regelung im Ent- 
wurf einer Wirtsdiaftsprüferordnung ein 
ehrengerichtliches Verfahren vor dem Ehren- 
gericht bei der Bundeskammer der vereidig- 
ten Buchprüfer (mit den Strafen Warnung, 
Verweis und Geldbuße bis zu 10 000 DM) 
und ein berufsgerichtliches Verfahren vor 
dem Verwalttingsgcridit (Berufsgericht) mit 
dem Ziel der Ausschließung aus dem Berufs- 
stand vor (§§ 74 und 75). Die Vorschriften 
des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung (Fünfter Teil), d. h. also die §§ 82 bis 
117, sollen entsprechend Anwendung finden 
(§ 76). Es kann deshalb insoweit auf die Be- 
gründung zum Fünften Teil des Entwurfs 
einer Wirtschaftsprüferordnung Bezug ge- 
nommen werden. 

SECHSTER TEIL 

S traf Vorschriften 

Der vereidigte Budiprüfer ist nadt § 29 ver- 
pflichtet, im bcruflidien Verkehr die Berufs- 
bezcichnung zu führen. Dieses Recht und 
diese Pflicht erfordern einen Schutz der Be- 
rufsbezcichnung vor Mißbräuchen. Der Ent- 
Vvmrf trägt dem Rechnung, indem er eine 
Strafvorsdirift zu Lasten derjenigen enthält, 
die ohne entsprechende Befugnis die Berufs- 
bezeichnung „Vereidigter Buchprüfer“ führen 
oder die eine Gesellschaft vertreten, die sidi 
unberechtigt die Bezeichnung „Buchprüfungs- 
gesellschaft“ beimißt (§ 77). Da der Entwurf 
einer Wirtschaftsprüferordnung bereits das 
Verbot der Führung verwedisclungsfähiger 
Berufsbezeichnungen in § 118 enthält, konnte 
in diesem Entwurf von einer gleichen Vor- 
schrift abgesehen werden. Auf die Begrün- 
dung zu § 118 des Entwurfs einer Wirt- 
schaftsprüferordnung wird Bezug genom- 
men. 

SIEBENTER TEIL 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

Die Übergangs- und Schlußvorschriften be- 
fassen sich mit dem Fortgelten früherer Be- 
stellungen und Anerkennungen (§ 78), der 
Behandlung schwebender Anträge und Ver- 
fahren (§ 79), der Einberufung der ersten 
Mitgliederversammlung für die Durchfüh- 
rung der zur Tätigkeit der Kammer erforder- 
lichen Wahlen (§ 80), der Einführung des 
Gesetzes im Lande Berlin (§ 82) und der 
Aufhebung der zahlreichen gesetzlichen Be- 


stimmungen (§ 83), die eine Regelung der 
Berufsordnung der vereidigten Buchprüfer 
derzeitig enthalten. 

Bisher bestellte vereidigte Buchprüfer sollen 
nach dem Entwurf in ihren Rechten unbe- 
rührt bleiben (§ 78 Abs. 1). Auch in Ge- 
bieten außerhalb des Geltungsbereiches des 
Grundgesetzes und des Landes Berlin vorge- 
nommene Bestellungen werden anerkannt, 
wenn die in Betracht stehenden Bestimmun- 
gen den vor dem 8. Mai 1945 geltenden Vor- 
schriften oder denen des Entwurfs entspre- 
chen (§ 78 Abs. 2), Entsprechendes gilt für 
Budiprüfungsgesellschaftcn (§ 78 Abs. 3), für 
die im übrigen zur Erfüllung der in § 37 
Abs. 3 genannten Voraussetzungen (Gescll- 
schaftskapital von 50 000 Deutsche Mark, 
Übertragung von Geschäftsanteilen nur mit 
Zustimmung der Gesellschaft) eine Über- 
gangsfrist bis zum 31. Dezember 1955 ge- 
währt würd, die von der obersten Landes- 
behördc in Härtefällen bis zum 31. Dezem- 
ber 1958 ausgedehnt werden kann. 

Zur Prüfung zugelassene Bewerber sollen 
nadi Inkrafttreten des künftigen Gesetzes 
nadi den neuen Bestimmungen behandelt 
werden (§ 79 Abs. 1). Da der Entwurf erst 
im dritten Kalendermonat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft tritt, werden bis dahin ein- 
geleitete Prüfungsverfahren nach den bisher 
geltenden Bestimmungen überwiegend abge- 
schlossen sein. Vor dem Inkrafttreten des 
Entwurfs geprüfte Bewerber sollen nach den 
Vorschriften des Entwurfs bestellt werden. 
Der Antrag auf Bestellung muß jedoch in- 
nerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des 
künftigen Gesetzes bei der obersten Landes- 
behörde gestellt werden (§ 79 Abs. 3). Schwe- 
bende Ehrengerichts- und Disziplinarverfah- 
ren werden nach dem bisherigen Recht wei- 
tergeführt. Wird eine Ausschließung aus dem 
Berufsstand für erforderlich gehalten, so muß 
die Bundeskammer Klage beim Verwaltungs- 
gericht (Berufsgericht) erheben (^ 79 Abs, 5). 
Von Bedeutung ist die Vorschrift des § 81, 
die dem Bundesminister für Wirtschaft die 
Ermächtigung gibt, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über die Regelung der Ausbildung 
des Berufsnachwuchses, Insbesondere die Be- 
schäftigung von Bewerbern zu Ausbildungs- 
zwecken, zu erlassen. Dadurch soll erreicht 
werden, daß die Sicherstellung eines geeig- 
neten Nachwuchses gewährleistet wird. Zu 
diesem Zweck sollen vereidigte Buchprüfer 
und Buchprüfungsgesellschaften gehalten wer- 
den können, Nadiwuchskräfte zu Ausbil- 
dungszwecken zu beschäftigen. 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 22. Januar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 24. Dezember 1953 — 6-61107- 
3199/53 V — beehre idi mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Berufsordnung 
der vereidigten Buchprüfer (Buchprüferordnung) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Der Bundesrat ist der Ansidat, daß seine Änderungsvorschläge zum 
Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Steuerbera- 
ter und Steucrbevollmäditigten (Steuerberatungsgesetz) auch in der 
Buchprüferordnung sinngemäß berücksichtigt werden sollten. 

Ferner hat der Bundesrat die sich aus der Anlage ergebende Ent- 
schließung gefaßt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner Zu- 
stimmung bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 
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I. Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat hält eine bundcsgcsctzlichc 
Regelung für die Steuerberater, die Steuer- 
bevollmächtigten, die Wirtschaftsprüfer und 
die vereidigten Buchprüfer für erforderlich. 
Er weist aber darauf hin, daß mit den drei 
vorliegenden Entwürfen eines Steuerbe- 
ratungsgesetzes, einer Wirtschaftsprüferord- 
nung und einer Buchprüferordnung ein sehr 

«r-’t-rT ct-^c cen n rrcrsrvl 1 t-i cz-It r*c 

worfen wird. Das Bestreben der Entwürfe, 
bestimmte Berufsgruppen in ständischer Form 
autonom zu organisieren und sic einer be- 
sonderen Berufs- und Ehrenordnung zu 
unterwerfen, führt im Ergebnis dazu, für 
weite Bereiche des beruflichen und wirtschaft- 
lichen Lebens die allgemeine demokratisch- 
parlamentarische Ordnung durch eine stän- 
dische zu ersetzen. Die hiermit verbundene 
Fünengung der Freiheit persönlicher Betäti- 
gung (Zwangsmitgliedschaft) ist in dieser 
Ausdehnung schwerlich mit der im übrigen 
angestrebten freiheitlichen Staats- und Wirt- 
schaftsordnung vereinbar. Von dieser aber 
geht das Grundgesetz aus. Eine unmittelbare 
Gefahr dieser Entwürfe liegt darin, daß unter 
Berufung auf diese Vorlagen zahlreiche 


andere Berufsgruppen eine , Verkammerung“ 
fordern. 

Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, daß 
cs zweckmäßig wäre, die Berufsordnungen 
der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigten Buchprüfer in 
organischer Gliederung zusammenzufassen 
und ln einem Gesetz zu regeln. Die Tätig- 
keit dieser Berufe greift in der Praxis in- 
einander über. Eine Regelung durch drei 
verschiedene Gesetze würde weder dem Be- 
dürfnis der Wirtschaft noch dem wohlver- 
standenen Interesse der in Betracht kommen- 
den Berufszweige entspredaen. Der Wirt- 
schaft ist in erster Linie daran gelegen, sich 
von Personen beraten zu lassen, die betriebs- 
wirtschaftlidic und steuerliche Kenntnisse und 
Erfahrungen zugleich besitzen. Eine zusam- 
nienfassendc Gliederung dieser Berufsordnun- 
gen in einem einheitlichen Gesetz bedeutet 
nicht, daß die Eigenart der einzelnen Berufs- 
gruppen beeinträchtigt wird. 

Im übrigen sollte versudit werden, die ge- 
setzliche Regelung auf das unbedingt erfor- 
derliche Maß zu beschränken. 


II. Ä n d e r u n g s V o r s c h I ä g e des Bundesrates 


1. § 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Sic sind Sachverständige auf den Gebie- 
ten des betrieblichen Rechnungswesens 
und befugt, ihre Auftraggeber nach Maß- 
gabe der bestehenden Vorschriften in 
wirtschaftlichen und steuerlichen Ange- 
legenheiten zu beraten und zu vertreten.“ 

Begründung 

Durdi die Umstellung wird klargcstellt, 
daß die vereidigten Buchprüfer auch bei 
der Beratung in wirtschaftlichen Ange- 
legenheiten nur eine beschränkte recht- 
lidie Beratung gemäß § 5 des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf 


dem Gebiete der Rechtsberatung vom 
13. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1478) 
ausüben dürfen. Unter dieser Voraus- 
setzung ist an der Vertretungsbefugnis 
der vereidigten Buchprüfer fcstzuhalten. 

2. ln § 3 Abs. 1 werden die Worte „im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes und im 
Lande Berlin“ ersetzt durch die Worte 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes“. 

Begründung 

Angleichung an die jetzt übliche Fassung 
der Bestimmung über den Geltungsbereich 
von Gesetzen. 


37 



Diese Änderung gilt entsprechend für 
sämtliche Bestimmungen des Gesetzent- 
wurfs, die sich auf den Geltungsbereich 
beziehen. 

3. § 6 Abs. 3 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Belange der Länder werden bereits 
durch § 5 Abs. 1 Satz 2 berücksiditigt. Im 
Wege dieser Ländervereinbarung nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 können auch die in der 
zu streichenden Vorschrift vorgesehenen 
Regelungen getroffen werden, 

4. In § 7 Abs. 4 werden nach dem Wort 
„Bewerber“ die Worte „Auskünfte und“ 
eingefügt. 

Begründung 

Für die abschließende Beurteilung des Be- 
werbers kann auch die Kenntnis von Tat- 
sachen von Bedeutung sein. 

5 . In § 8 Abs. 2 letzter Satz und in Abs. 4 Satz 1 
werden die Worte „einem überörtlidien 
Prüfungsverband öffentlicher Kassen“ 
durch die Worte „einer überörtlichen Prü- 
fungseinrichtung für öffentlidie Körper- 
sdiaften“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung ist notwendig, weil in eini- 
gen Ländern die Aufgaben der Prüfung 
öffentlidier Kassen nidu von Prüfungs- 
verbänden, sondern von Prüfungsanstal- 
ten oder anderen überörtlidien Prüfungs- 
cinriditungen des öffentlichen Rechts 
wahrgenommen werden. 

Diese Änderung gilt für § 52 Abs. 1 
Nr, 3 und Abs. 3 sowie für § 66 Abs. 2 
entsprechend. 

6. a) In § 9 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte 

„verloren hat“ ersetzt durch die Worte 
„nicht besitzt“. 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die 
Zulassung nicht mehr zu versagen ist, 
wenn die Aberkennung der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
durch Zcitablauf erloschen ist. 

b) In § 9 Abs. 1 erhält die Nr. 4 folgende 
Fassung: 


„4. der Bewerber infolge eines körper- 
lichen Gebrechens dauernd unfähig 
ist, den Beruf des vereidigten 
Buchprüfers ordnungsmäßig aus- 
zuüben;“ 

Begründung 

Es ist widersprudisvoll, bereits die Zu- 
lassung zur Prüfung von einer Vor- 
bewertung der geistigen Kräfte ab- 
hängig zu machen, da die Prüfung 
selbst gerade dazu dienen soll, unter 
anderem auch diese Kräfte nadizu- 
weisen. 

c) In § 9 Abs. 2 wird die Nr. 2 wie folgt 
geändert; 

„2. der Bewerber sich so verhalten 
hat, daß die Besorgnis begründet 
ist, er würde den BerufspfKchten 
als vereidigter Buchprüfer nicht 
genügen;“ 

Begründung 

Die jetzige Fassung kann die Freiheit 
der Berufswahl gefährden und bedarf 
daher einer einschränkenden Konkre- 
tisierung. 

7. § 11. Der Prütungsausschuß ist nidit beim 
ßundesminister für Wirtschaft, sondern 
bei der obersten Landesbehörde zu bilden. 

Die in Betracht kommenden Bestimmun- 
gen des Entwurfs sind dementsprechend 
umzugestalten. 

Begründung 

Die Voraussetzungen für einen überregio- 
nalen Verwaltungsakt sind im vorliegen- 
den Fall nicht gegeben. Es besteht kein 
unabwcisliches Erfordernis für eine Bil- 
dung des Prüfungsausschusses beim Bun- 
desminister für Wirtschaft. Soweit eine 
Einheitlichkeit in der Gestaltung der 
Pflichtprüfung erforderlich ist, kann diese 
im Wege entsprechender Vereinbarung 
der Länder untereinander oder allenfalls 
audi im Wege des Erlasses allgemeiner 
Verwaltungsvorsdiriften gemäß Art. 84 
Abs. 2 GG erreicht werden. Überregionale 
Verwaltungsakte sind verfassungsrechtlich 
nidit zulässig, wenn und soweit ander- 
weitige Möglichkeiten bestehen. Dies ist 
hier der Fall. 

8. a) In § 13 Buchst. B erhält die Nr. 4 fol- 

gende Fassung: 
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„4. Recht der Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung und Grund- 
züge des Genossenschaftsrechts;“ 

Begründung 

Da sich die Buchprüfer insbesondere 
mit der Prüfung der Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung befassen, 
ist eine stärkere Hervorhebung dieses 
Rcditsgcbietes als Prüfungsfach erfor- 
derlich. 

b) In § 13 Buchst. B Nr. 7 werden die 
Worte „ und des Preisrechts“ gestrichen . 

Begründung 

Die Aufnahme des Preisrechts als Prü- 
fungsfach erübrigt sidi. 

9. § 18 Abs. 1 letzter Satz erhält folgende 
Passung: 

vÜber die Frage, ob ein Grund als triftig 
anzuschen ist, entsdicidet der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses.“ 

Begründting 

Es erscheint im Interesse der Verwaltungs- 
vcreinfadnmg und Beschleunigung nidit 
vertretbar und sadilidi audi nidit gebo- 
ten, die Entsdicidung dem Prüfungsaus- 
schuß als soldiem, gegebenenfalls unter 
Hinzuziehung des Ztilassungsaussdiusses, 
vor zubeh alten. 

10. § 29 Abs. 3 und 4 werden gcstridien. 
Begründung 

Die Führung der Berufsbezeichnung „außer 
Dienst“ ist bei freien Berufen nicht üblich, 
Sic sollte den ehemaligen Beamten Vorbe- 
halten bleiben. Wenn vereidigte Buchprü- 
fer nadi Aufgabe ihres Berufs eine kauf- 
männisdie oder sonstige gewerbliche Tä- 
tigkeit ausüben, besteht ein Bedürfnis für 
die Weiterführung der Berufsbezcichnung 
ohnehin nicht. Wenn vereidigte Buchprü- 
fer altershalber aus dem Beruf ausgeschie- 
den sind, werden gegen die Weiterfüh- 
rung der Bcrufsbczeidinung keine Beden- 
ken bestehen, solange die Bestellung zum 
vereidigten Budiprüfer wirksam ist. 

Entsprechend ist § 66 Abs. 1 Satz 1 zu 
ändern und § 75 Abs. 4 zu streichen. 

11. In § 38 Abs. 2 werden die Worte „und 
die Anmeldung zur Eintragung im Han- 
delsregister“ gestrichen. 


Begründung 

Aus Gründen der Vereinfachung des Ver- 
fahrens erübrigt sidi die Vorlage der An- 
meldung zur Eintragung im Handels- 
register. 

12. In § 40 Satz 1 werden die Worte „zu 
führen“ durch die Worte „in die Firma 
aufzunehmen“ ersetzt; Satz 2 wird ge- 
strichen. 

Begründung 

Angleichung an die Vorschrift des § 17 
HGB. 

13. 5 31 Abs. 4 Nr. 3 zweiter Halbsatz er- 
hält folgende Fassung: 

in Ausnahmefällen kann die Bundes- 
kammer eine aussdiließllchc Tätigkeit in 
einem Treuhandverhältnis für vereinbar 
erklären, wenn sie nur vorübergehende 
Zeit dauert;“ 

Begründung 

Der Spielraum des Verwaltungsermesscns 
erscheint in der Fassung des Entwurfs 
nicht genügend eingeengt und daher mit 
den neueren Reditsprcchungsgrundsätzcn 
der Verwaltungsgerichtc nidit vereinbar. 

14. a) In § 55 Abs. 1 Satz 2 werden die 

Worte „für Behörden“ gestrichen. 

B e g r ü n d u n g 

Es crsdicint zwedmiäßig, die Siegcl- 
lührung nicht nur für die Erstattung 
vo!i Gutachten für Behörden, sondern 
auch für die Erstattung von Sdiieds- 
gutaditen zuzulassen. 

b) In § 55 Abs. 2 wird das Wort „Erlaß“ 
durch die Worte „Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates“ 
ersetzt. 

Begründung 

Die Begründung von Rechten und 
Pfliditen der vereidigten Buchprüfer 
bedarf eines Reditssetzungsaktes. 

15. § 62 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig, weil die 
Befugnis zum Erlaß von Richtlinien, die 
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keine Rechtsvorschriften sind, ohnehin ge- 
geben ist. Sie ist aber auch mißverständ- 
lich, weil die Richtlinien mit Rechtsvor- 
schriften verwechselt werden können. 

16. § 64 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) V orstandsmitglieder , Gesdbäf ts- 
führer und persönlich haftende Gescll- 
sdiafter, die nicht vereidigte Budiprüfcr 
sind, sowie die Mitglieder der durdi Ge- 
setz, Satzung oder Gcsellschaftsvcrtrag 
vorgesehenen Aufsichtsorganc der Gescll- 
sdiaften sind zur Verschwiegenheit ver- 
pflichtet.“ 

Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß audi die Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer und per- 
sönlich haftenden Gesellschafter, die nicht 
vereidigte Buchprüfer sind, Berufspflich- 
ten unterstehen, die für die übrigen Vor- 
standsmitglieder usw. gelten. 

17. a) Dem § 65 Abs. 1 wird folgender Satz 

angefügt: 

„Sic hat die Mitglieder der Kammer 
in standesrechtlichen Fragen und Fra- 
gen der Berufsausübung zu beraten 
und zu belehren.“ 

Begründung 

Diese Ergänzung erscheint wegen des 
Vorschlages, § 62 zu streichen, erfor- 
derlich. Sie entspricht den Bestimmun- 
gen im Entwurf der Bundesrechtsan- 
waltsordnung, 

b) § 65 Abs. 3 wird gestrichen. 
Begründung 

Es fehlt an der Zuständigkeit der Bun- 
clesgesetzgebung, derartige Versor- 
gungseinrichtungen zu regeln. Über- 
dies erscheint eine gesetzliche Regelung 
nicht erforderlich. Diese Einrichtun- 
gen können auch auf freiwilliger 
Grundlage geschaffen werden. 

18. § 71 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 


„Die Genehmigung soll nur versagt wer- 
den, wenn Rücksichten auf die Stellung 
oder die Aufgaben der Kammer oder be- 
rechtigte Belange der Personen, über 
welche die Tatsachen bekanntgeworden 
sind, es unabweisbar fordern.“ 

Begründung 

Anpassung an § 87 Abs. 3 des Entwurfs 
einer Bundesreditsanwaltsordnung. 

19. § 72 wird gestrichen. 

Begründung 

Anpassung an die vorgeschlagenc Strei- 
diung der §§ 77 und 78 der Wirtsdiafts- 
prüferordnung. 

20. § 77 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. als Vorstandsmitglied, Gesdiäftsführcr, 
persönlich haftender Gesellsdiafter 
oder Prokurist die Bezeichnung Buch- 
prüfungsgesellschaft für eine Gesell- 
schaft gebraucht, die nicht als eine 
solche anerkannt ist.“ 

Begründung 

Klarere Fassung dessen, was gewollt ist. 

21. a) In § 83 Abs. 2 wird die Nr. 4 durch 

folgende Anfügung ergänzt: 

„Riditllnicn über die Kundmachung 
und den Auftragsschutz der Wirt- 
sdiaftsprüfcr, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 8. September 1953 
(Hessischer Staatsanzeiger S. 874).“ 

b) In § 83 Abs. 2 wird die Nr. 7 durch 
folgende Anfügung ergänzt: 

„Die auf Grund dieser Bestimmungen 
erlassenen Vorschriften über die Zu- 
lassung und über die Prüfung sowie 
die Ehrengerichisordnung der Kammer 
der Wirtschafts- und Stcucrsachvcr- 
ständigen vom 11. Juni 1953.“ 

Begründung 

Vervollständigung des Katalogs der auf- 
zuhebenden gesetzlichen Bestimmungen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

7 AIT Entschließung und zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zur Entschlie- 
i?ung und zu den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

L Zur Entschließung 

Die allgemeinen Befürditungen des Bundes- 
rates wegen einer „ Verkammerung“ werden 
nicht verkannt. Sie sind jedoch hinsichtlich 
der in Frage stehenden Berufsstände unbe- 
gründet. Wie aus den Begründungen zu § 4 
des Entwurfs einer Wirtscliaftsprüferordnung 
(S. 43) und unter I des Entwurfs eines Steuer- 
beratungsgesetzes (S. 26) zu ersehen ist, gibt es 
für die wirtschaftsprüfenden und steuerbe- 
ratenden Berufe seit längerer Zeit Berufs- 
kammern; sie werden also durch die vor- 
liegenden Gesetzentwürfe nidit neu geschaf- 
fen. Die den Wirtschaftsprüfern, vereidigten 
Buchprüfern, Steuerberatern und Steuerbe- 
vollmächtigten gesetzlich zugewiesenen Auf- 
gaben und deren Eigenarten bedingen eine 
Berufsaufsicht. Diese Aufsicht kann wirksam 
nur im Rahmen einer durdi die Entwicklung 
gerechtfertigten Selbstverwaltung, d. h. durch 
Berufskammern durchgeführt werden. Es 
kann nicht anerkannt werden, daß eine der- 
artige Selbstverwaltung den Grundsätzen 
einer demokratisch-parlamentarisdieii Ord- 
nung widerspridit. Ist eine Berufsaufsicht 
notwendig, so kann die gew^ahlte Art ihrer 
Durchführung ln der Form der Selbstver- 
waltung keine unzumutbare Einengung der 
Freiheit persönlicher Betätigung darstellen. 
Andere Berufe, denen die geschilderten Vor- 
aussetzungen fehlen, können sich auf die hier 
vorgesehenen Regelungen niciit berufen. 

Die Bundesregierung kann auch der Auffas- 
sung nicht beipflichten, daß es zweckmäßig 
wäre, die drei Berufsordnungen zusammen- 
zufassen und in einem Gesetz zu regeln. Eine 


Zusammenfassung in einem einzigen Gesetz 
mit dem Ziele, die Eigenart der einzelnen 
Berufsgruppen zu wahren, wurde von allen 
Beteiligten jahrelang versucht; sie hat sich aber 
als nicht erreichbar erwiesen. Die verschiede- 
nen Berufsstände haben verschiedene Grund- 
aufgaben, also notwendig auch verschiedene 
Berufspflichten, verschiedene Zulassungs- und 
Examensbedingungen und Prüfungsgebiete. 
Für die Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer steht die handelsrechtliche und 
betriebswirtschaftliche Prüfung im Vorder- 
grund. Auf diesem Gebiet üben die Wirt- 
schaftsprüfer, insbesondere durch das ihnen 
zustehende Testatrecht bei der Abschluß- 
prüfung der Akticngcsellsdaaften, aber auch 
die vereidigten Budiprüfer durch die Mög- 
lichkeit einzelner Testate handelsrechtlicher 
und betriebswirtschaftlicher Art öffentliche 
Funktionen aus. Dagegen steht für die steuer- 
beratenden Berufe als Spezialberufe die 
steuerliche Beratung unter Verwertung ihrer 
Kenntnisse auf handelsrechtlichem und be- 
triebswirtschaftlichem Gebiet im Vorder- 
grund. Eine Zusammenfassung der Berufs- 
ordnungen würde diese grundsätzlichen 
Unterschiede verwischen. 

Auch bei getrennten Berufsordnungen wird 
die Wirtsdiaft von Personen beraten, die 
betriebswirtschaftliche und steuerliche Kennt- 
nisse und Erfahrungen zugleich besitzen. Nur 
wird bei den steuerberatenden Berufen mehr 
Wert auf die steuerlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen und bei den wirtschaftsprüfenden 
Berufen mehr Wert auf die betriebswirt- 
schaftlichen Kenntnisse und Erfahrungen ge- 
legt. Dem wohlverstandenen Interesse der in 
Betracht kommenden Berufszweige tragen die 
Entwürfe dadurch Rechnung, daß sie gegen- 
seitige Ergänzungsprüfungen vorsehen. 
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Eine Zusammenfassung der Verfahrensvor- 
schriften für Zulassung, Prüfung, Bestellung, 
Ehrengerichtsbarkeit und Berufsausschlußver- 
fahren wäre zwangsläufig unübersichtlich und 
schwer verständlich. Die Verschiedenheiten in 
der Tätigkeit bedingen voneinander ab- 
weichende Regelungen und Zuständigkeiten, 
die sich jeweils nur auf Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigte Buchprüfer beziehen. Würde man 
gleichwohl unter Beibehaltung der Eigenart 
der einzelnen Berufsgruppen ihr Berufsrecht 
in einem Gesetz zusammenfassen, so würde 
ein solches Gesetz unübersichtlich und schwer 
verständlidi werden, ohne daß der vom Bun- 
desrat durdi die Zusammenfassung erhoffte 
Erfolg eintritt. Eine weitere Verzögerung der 
bundeseinheitlichen Berufsordnungen, die mit 
erneuten Versuchen einer Zusammenfassung 
zwangsläufig verbunden wäre, ist untragbar. 
Alle bisher bekanntgewordenen Versuche 
einer einzigen Berufsordnimg haben sich bei 
näherer Prüfung als unvollkommen erwiesen 
und sind von den Verwaltungen und den 
Vertretern der Berufsgruppen einhellig abgc- 
lehnt worden. 

II. Zu den Änderungsvorsdilägen 
Zu Nr. 1 (§ 2): 

Dem Vorschläge des Bundesrates v/ird zuge- 
stinimt mit der Maßgabe, daß Satz 3 die fol- 
gende Fassung erhält: 

„Sie sind Sachverständige auf den Gebieten 
des betrieblichen Reclinungswesens und be- 
fugt, ihre Auftraggeber in wirtschaftlichen 
und steuerlichen Angelegenheiten nach 
Maßgabe der bestehenden Vorsdiriften zu 
beraten und zu vertreten.'' 

Durch diese nur sprachlich gegenüber dem 
Vorschläge des Bundesrates geänderte Fassung 
wird entsprediend dem Motiv des Ände- 
rungsvorschlages des Bundesrates durch den 
Gesetzestext klargestellt, daß bei der Be- 
ratung und Vertretung in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten die Vorschriften des Ge- 
setzes zur Verhütung von Mißbräuchen auf 
dem Gebiete der Rechtsberatung vom 
13, Dezember 1935 (RGBl. I S. 1478) be- 
achtet werden müssen. 

Zu Nr. 2 (§ 3): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Die entsprechende Änderung betrifft 
die §§ 61 Abs. 1, 78 Abs. 1 und 2. 


Zu Nr. 3 (§ 6): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 4 (§ 7): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 5 (§ 8): 

Dem Vorsclilage des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Als Folge der Änderung müssen in 
§ 52 Abs. 3 die Worte „oder der Prüfungs- 
einrichtung“ vor dem Wort „vereinbart" 
eingefügt werden. Hinter dem Wort „Prü- 
fungsverbandes" ist das Wort „oder" zu 
streiclien und an seine Stelle ein Komma zu 
setzen. 

Zu Nr. 6 (§ 9): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Zur textlichen Angleichung an den 
Änderungsvorschlag zum Steuerbcratuiigs- 
gesetz (Nr. 9 zu § 9 Abs. 3) ist in Nr. 6 
Buchst, c das Wort „würde“ durch das Wort 
„werde“ zu ersetzen. 

Zu Nr. 7 (§ 11): 

Dem Vorsdilage des Bundesrates, den Prü- 
fungsausschuß nicht beim Bundesminister für 
Wirtschaft, sondern bei der obersten Landes- 
behörde zu bilden, wird nicht zugestimmt. 

Eine einheitliche Prüfung beim Bundes- 
minister für Wirtschaft ist die z. Z. einzige 
wirksame Möglichkeit, auf die Gestaltung der 
Vorbereitung für das Examen und damit die 
Erlangung der für die Berufsausübung not- 
wendigen Kenntnisse richtunggebenden Ein- 
fluß zu nehmen. Auch die vereidigten Buch- 
prüfer führen in erheblichem Umfange ge- 
setzliche Prüfungen durch, so z. B. nach § 50 
Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes, § 9 Abs. 1 
der Verordnung über Orderlagersdieine vom 
16. Dezember 1931 — RGBl. I S. 763 — und 
§ 7 der Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Preisnachlässe (Rabattgesetz) 
vom 21. Februar 1934 — RGBl. I S. 120 — . 
Hierbei sind weitgehend die gleichen Grund- 
sätze anzuwenden, wie sie für die Prüfung 
von Aktiengesellschaften gelten, da die für 
diese Gesellschaften geltenden Buchführungs- 
und Bilanzierungsnormen durchweg als 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
anerkannt sind und daher allgemeine Bedeu- 
tung besitzen. Die Ausbildung und die Erfah- 
rungen, die In der Praxis gewonnen werden, 
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sind von Zufälligkeiten abhängig. Da eine 
akademische Vorbildung hier nicht gefordert 
wird, kommen die Zufälligkeiten des Ausbil- 
dungsganges besonders zur Auswirkung. — 
Das Buchführungs- und Bilanzrecht bc- 
sdiränkt sich im wesentlichen auf General- 
klauseln. Eine Spruchinstanz zur Entschei- 
dung grundsätzlicher Fragen auf diesen Ge- 
bieten existiert nicht. 

Eine einheitliche Abgrenzung der Prüfungs- 
gebiete und die Garantie der Prüfung be- 
stimmter Grundsätze für die Durchführung 
von Prüfungen und die Behandlung m aß- 
gebender bilanzrechtlicher Fragen ist nur in 
einem einheitlich geführten Prüfungsverfah- 
ren gegeben. 

Zu Nr. 8 (§ 13): 

Zu a): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu b): 

Dem Vorsdilage des Bundesrates, das Preis- 
recht als Prüfungsfach zu streichen, wird 
nicht zugestimmt. 

Selbst wenn man berücksichtigt, daß auf dem 
Gebiete des Preisrechts seit der Währungs- 
reform ein erheblicher Wandel gegenüber 
dem bis dahin geltenden Zustand eingetreten 
ist, kann auf die ausdrückliche Nennung des 
Preisrechts unter den Prüfungsgebieten für 
vereidigte Buchprüfer nicht verzichtet wer- 
den. Auch heute besteht auf diesem Gebiete 
noch eine große Anzahl von Vorschriften, 
deren Beherrschung im Rahmen der durchzu- 
führenden Prüfungen wegen ihrer engen Ver- 
bindung zur Betriebswirtschaft erforderlidi 
ist. Es darf besonders auf die Verordnung PR 
Nr. 30/53 über die Preise bei Öffentlichen 
Aufträgen vom 21. November 1953 nebst 
Anlage (Bundesanzeiger Nr. 244 vom 18. De- 
zember 1953) hingewiesen werden, deren 
Kenntnis z. B. für eine sachgemäße Beratung 
der Auftraggeber bezüglich der Gestaltung des 
Rechnnngsv/esens Voraussetzung ist. 

Zu Nr. 9 (§ 18): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß das Wort 
„Vorsitzende“ durch das Wort „Vorsitzer“ 
ersetzt wird. 

Zu Nr. 10 (§ 29): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 


Zu Nr. 11 (§ 38): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 40): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 13 (§ 51): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 14 (§ 55): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 15 (§ 62): 

Dem Vorsdilage des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 16 (§ 64): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 17 (§ 65): 

Zu a): 

Dem Vorsdilage des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß im Zusatz an 
die Stelle des Wortes „Kammer“ das Wort 
„Bundeskammer“ tritt und daß dem Absatz 1 
im Anschluß an den Zusatz folgende Sätze 
angefügt werden: 

„Die Bundeskammer kann zu diesem 
Zwecke im Rahmen der Vorschriften der 
§§51 bis 61 für die Berufsausübung der 
vereidigten Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften Richtlinien erlassen. Vor Er- 
laß der Richtlinien ist die Arbeitsgemein- 
schaft für das wirtschaftliche Prüfungswesen 
zu hören.“ 

Zu b): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt, ohne daß damit zu den aufgewor- 
fenen Bedenken verfassungsrechtlicher Natur 
Stellung genommen wird. 

Zu Nr. 18 (§ 71): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß das Wort 
„Kammer“ durch das Wort „Bundeskammer“ 
ersetzt wird. 
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Zu Nr. 19 (S 72): 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, den § 72 
des Entwurfs zu streichen. Es wird vorge- 
schlagen, an Stelle des § 72 des Entwurfs fol- 
gende Vorschrift zu setzen: 

4 72 

Arbeitsgemeinschaft für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen 

Die Bundeskammer ist Mitglied der Ar- 
beitsgemeinschaft für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen nach Maßgabe des § 77 des 
Gesetzes über eine Berufsordnung der 
Wirtschaftsprüfer.“ 

Die §§ 16 und 63 des Entwurfs sind zu 
ändern mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des Wortes „Bundesstelle“ das Wort „Ar- 
beitsgemeinschaft“ tritt. 

Eine Stelle, in der die Vertretung der Wirt- 
schaft und der beiden Berufsstände zusam- 
mengefaßt sind, besteht zur Zeit in der 
Hauptstelle für das wlrtsdiaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen nach Maßgabe der Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946. Eine Hauptstelle ähnlidier Art ist eine 
seit langer Zeit bestehende Einriditung. Sie 
hat sich in der praktischen Arbeit als notwen- 
dig erwiesen und bewährt. Eine Stelle, in der 
nidit nur die gemeinschaftlichen Fragen der 
beiden Berufsstände, sondern auch die ln der 
Wirtschaft im Zusammenhang mit dem Prii- 
fungswesen auftretenden Fragen behandelt 
werden können, muß Im Interesse aller Be- 
teiligten bestehen bleiben. Eine andere Lösung 
würde die Vorbereitung grundsätzlicher Stel- 
lungnahmen und die Erstattung neutraler 
Gutachten zu grundsätzlichen Fragen von 
sachverständiger Seite erschweren. 

In dem Entwurf des Steuerberatungsgesetzes 
hat der Bundesrat die Vorschrift des § 55, in 
der eine Arbeitsgemeinschaft der Bundeskam- 
mern der Steuerberater und der Steuerbevoll- 
mächtigten vorgesehen ist, nicht beanstandet. 


Zu Nr. 20 (§ 77): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 21 (§ 83): 

Zu a): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß vor dem 
Wort „Richtlinien" die Worte „sowie die“ 
eingefügt und die Worte „Hessischer Staats- 
anzeiger“ durch die Worte „Staatsanzeiger 
für das Land Hessen" ersetzt werden. 

Zu b): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß vor der An- 
fügung das Wort „sowie" und am Schluß 
„(Hinweis im Staatsanzeiger für Baden- 
Württemberg vom 5. September 1953 S. 1)“ 
eingefügt wird. 

III. 

Dem Vorschläge des Bundesrates, seine Ände- 
rungsvorschläge zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten (Steuerberatungs- 
gesetz) in der Buchprüferordnung sinngemäß 
zu berücksichtigen, wird für die Nr. 7 und 18 
zugestimmt. Hierdurch ergeben sich folgende 
Änderungen für den Entwurf der Buchprüfer- 
ordnung: 

a) in § 9 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „straf- 
gcrichtlichen Urteils“ durch die Worte 
„strafgerichtlicher Verurteilung“ zu er- 
setzen; 

b) in § 31 ist hinter Abs. 4 folgender Abs. 5 
einzufügen: 

„(5) Vor der Zurücknahme sind der 
vereidigte Buchprüfer und der Zulassungs- 
ausschuß zu hören.“ 

Absatz 5 wird Absatz 6. 

Absatz 6 wird Absatz 7. 

Als Folge dieser Änderung sind in § 42 Abs. 2 
die Worte „und 6“ durch die Worte „bis 7“ 
zu ersetzen. 
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